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Unterrichtung 
durch die deutsche Delegation in der Versammlung der 
Westeuropäischen Union 

über den ersten Teil der 24. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung der Westeuropäischen Union vom 19. bis 22. Juni 1978 

Während der Juni-Tagung erörterte die Versammlung der 
Westeuropäischen Union Berichte, behandelte die üblichen ge-
schäftsordnungsmäßigen Vorgänge und verabschiedete Be-
schlüsse, die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Politische Fragen (China und die europäische Sicherheit; 
Internationaler Terrorismus; Europäische Sicherheit und Pro-
bleme in Afrika) 

Hierzu sprachen die Abg. Frau von Bothmer (S. 15; 19; 26; 
27), Dr. Mende (S. 12), Dr. Geßner (S. 13); Mattick (S. 14), 
Dr. Schwencke (S. 15), Dr. Müller (S. 16; 18; 19; 20; 24), 
Pawelczyk (S. 23), Handlos (S. 26), Reddemann (S. 29) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 314 betr. den internationalen Terrorismus (S. 19) 

Empfehlung 315 betr. China und die europäische Sicherheit 
(S. 27) 

Empfehlung 318 betr. die europäische Sicherheit und Pro-
bleme in Afrika (S. 29) 

— Bericht des Rates der Westeuropäischen Union (23. Jahres-
bericht des Rates für die Versammlung; die politische Tä-
tigkeit des Rates und die Zukunft der Versammlung der 



Drucksache 8/1991 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

WEU — Antwort auf den 23. Jahresbericht des Rates; 
Anwendung des Brüsseler Vertrages — Antwort auf den 
23. Jahresbericht des Rates; Wissenschafts-, Technologie- 
und Raumfahrtfragen — Antwort auf den 23. Jahresbericht 
des Rates) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Müller (S. 7), Frau von Bothmer 
(S. 7) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 319 betr. die Politische Tätigkeit des Rates — 
Antwort auf den 23. Jahresbericht des Rates 

Richtlinie 48 betr. die Ernennung von Mitgliedern der Ver-
sammlung der WEU 

Empfehlung 320 betr. die Anwendung des Brüsseler Ver

-

trages — Antwort auf den 23. Jahresbericht des Rates (S. 30) 

Empfehlung 321 betr. Wissenschafts-, Technologie- und 
Raumfahrtfragen — Antwort auf den 23. Jahresbericht des 
Rates 

— Verteidigungsfragen (Die strategische Mobilität; die Sicher-
heit im Mittelmeerraum) 

Hierzu sprachen die Abg. Dr. Geßner (S. 7), Mattick (S. 8), 
Dr. Mende (S. 8; 11), Handlos (S. 9), Dr. Müller (S. 10) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 312 betr. die strategische Mobilität 

Empfehlung 313 betr. die Sicherheit im Mittelmeerraum 
(s. S. 11) 

— Wissenschaft und Technologie (Zusammenarbeit und Wett-
bewerb zwischen den Vereinigten Staaten und Europa auf 
dem Gebiet der fortgeschrittenen Technologie; Anwendungs-
satelliten) 

Hierzu sprach Abg. Ueberhorst (S. 27) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 316 betr. Zusammenarbeit und Wettbewerb zwi-
schen den Vereinigten Staaten und Europa auf dem Ge-
biet der fortgeschrittenen Technologie 

Empfehlung 317 betr. Anwendungssatelliten (s. S. 28) 

— Beziehungen zu den Parlamenten (Informationsbericht des 
Ausschusses für die Beziehungen zu den Parlamenten) 

Dieser Ausschuß hat die Empfehlungen 313 betr. die Sicher-
heit im Mittelmeerraum (s. S. 11), 314 betr. den internationa-
len Terrorismus (s. S. 19) und 318 betr. die europäische Si-
cherheit und Probleme in Afrika (s. S. 29) ausgewählt, die 
offiziell vom Präsidenten der Versammlung an die nationalen 
Parlamente weitergeleitet wurden. 
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Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Abg. Kai-Uwe von Hassel (CDU/CSU) wurde zum Präsidenten 
der Versammlung wiedergewählt. Erneut gewählt wurden Abg. 
Frau von Bothmer (SPD) zur Vorsitzenden des Politischen Aus-
schusses, Abg. Alber (CDU/CSU) zum Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses und Abg. Lenzer (CDU/CSU) zum Stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Ausschusses für Wissenschaft, Tech-
nologie und Raumfahrt. 

Den 23. Jahresbericht des Rates erstattete dessen amtierender 
Vorsitzender, der italienische Außenminister Arnaldo Forlani. 

Zur Versammlung sprachen der amtierende Ratsvorsitzende der 
WEU, Außenminister Arnaldo Forlani (Italien), der französische 
Staatssekretär im Außenministerium, Olivier Stirn, der Präsi-
dent der Versammlung der Westeuropäischen Union, Kai-Uwe 
von Hassel (s. S. 4) und der britische Verteidigungsminister 
Frederick Mulley. 

Als Beobachter nahmen an den Verhandlungen teil: Abg. Niel-
sen und Schluter (Dänemark), Vyzas und Veryvakìs (Griechen-
land), Helland und Tungesvik (Norwegen), Zunzunegui (Spa-
nien), Mülayim und Momdalinci (Türkei). 

Bonn, den 27. Juni 1978 

Kai-Uwe von Hassel 

Stellvertretender Sprecher 

Dr. Manfred-Achim Geßner 

Sprecher 
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Montag, 19. Juni 1978 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des neugewählten Präsidenten der 
Versammlung, Kai-Uwe von Hassel 

(Übersetzung aus dem Englischen) 

Zunächst möchte ich Ihnen für das Vertrauen 
danken, das Sie mir durch die Wahl zum Präsiden-
ten dieser Versammlung erwiesen haben. Ich hoffe, 
ich werde dieses Vertrauen bei meiner Amtsfüh-
rung rechtfertigen können. 

Zweitens möchte ich Sir John Rodgers danken, 
der als Alterspräsident den ersten Teil der 24. Sit-
zungsperiode eröffnet hat. Ich danke ihm für seine 
Worte und die Übernahme des Vorsitzes. (Weiter 
in deutscher Sprache:) 

Meine Damen und Herren, zuallererst möchte ich 
dem italienischen Außenminister, Herrn Forlani, 
unsere Gefühle der Sympathie aussprechen, die wir 
empfunden haben, als wir von der feigen Ermor-
dung Aldo Moros hörten. Ich möchte daran an-
schließen, daß unsere Versammlung es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, ihren Beitrag zum Kampf ge-
gen den Terrorismus zu leisten, indem sie einen Be-
richt über dieses Thema auf ihre Tagesordnung 
setzte. 

Der Empfehlungsentwurf, der uns vorgelegt wur-
de, hat zum Ziele, den Rat mit der Schaffung einer 
Koordinationsgruppe für die Bekämpfung des Ter-
rorismus zu beauftragen. Auf alle Fälle ist es uner-
läßlich, daß wir angesichts dieser Plage unserer 
heutigen Welt schnell, energisch und gemeinsam 
reagieren. 

Meine Damen und Herren, Europa ist sowohl ei-
ner militärischen als auch einer politischen Bedro-
hung ausgesetzt. Einerseits drängen sich die mit ei-
ner immer stärkeren Offensivkraft ausgerüsteten 
Heere an seinen Grenzen; zum anderen berührt die 
wachsende Unbeständigkeit dessen, was man Dritte 
Welt nennt, seine Interessen und seine Sicherheit. 
Diesen beiden Bedrohungen können wir nur durch 
eine Verstärkung unserer Solidarität sowohl im eu-
ropäischen als auch im atlantischen und durch den 
Beweis unserer Entschlossenheit im nationalen 
Rahmen begegnen. Dies sind die Bedingungen für 
das Überleben in Freiheit. Die Versammlung der 
Westeuropäischen Union würde ihrer Aufgabe 
nicht gerecht, wenn sie nicht dem Rat, unseren Re-
gierungen und Parlamenten, die über die Richtlini-
en unserer Verteidigungspolitik und die Bedingun-
gen für unsere Sicherheit beraten, dieses ins Ge-
dächtnis rufen würde. 

Von den beiden Europa drohenden besonderen 
Gefahren ist die militärische Gefahr die offensicht-
lichere, denn die im Osten verfolgte Strategie ist 

ganz entschieden offensiver Art. Die in Moskau 
proklamierten militärischen Theorien sowie die An-
häufung sowjetischer Waffen auf unserem Konti-
nent beweisen das leider. Es gibt keine Stimme ei-
nes Experten aus dem Lager der freien Welt, die 
nicht das militärische Potential des Warschauer 
Pakts als für seine Sicherheitsbedürfnisse um ein 
Vielfaches zu hoch bezeichnet. Die Westeuropä-
ische Union und ihre parlamentarische Versamm-
lung haben den Auftrag, unsere Sicherheit, den 
Frieden und damit unsere Freiheit zu bewahren. 

Angesichts der Tatsache, daß unseren Ländern 
gegenüber im zentralen Abschnitt Europas der 
Warschauer Pakt — trotz seiner ständigen Beto-
nung des Friedenswillens — seine Landstreitkräfte 
um eine Million, die Panzer um 40 °/o, die Artillerie 
um 100 % verstärkt hat und dort bereits die dritte 
Generation der Nachkriegsflugzeuge im Einsatz ist 
— im Westen ist es die zweite —, müssen wir uns 
immer wieder einen Leitgedanken vor Augen hal-
ten: Wer den Frieden in Europa sichern will, muß 
fähig sein, den Krieg durch glaubhafte Abschrek-
kung zu verhindern. Wir wollen nicht, daß die 
Welt durch unsere Waffen zerstört wird. Wir wol-
len aber auch nicht der Erpressung durch die. ande-
re Seite unterworfen sein. Wir vertrauen auf das 
Atlantische Bündnis. Seine Festigkeit hat bewirkt, 
daß die quantitative Überlegenheit des Warschauer 
Pakts mit seinen Streitkräften in Europa nicht zu 
einer politischen Erpressung führen konnte. Wir 
haben bisher immer deutlich machen können, daß 
es in Europa keinen Sieg für einen etwaigen An-
greifer geben kann — und genau das nennen wir 
Abschreckung. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, in 
jüngster Zeit wird vor dem Hintergrund der Über-
prüfung der Glaubwürdigkeit diese Abschreckung 
weltweit das Thema einer weiterentwickelten Waf-
fe — in der Umgangssprache als Neutronenwaffe 
bezeichnet — diskutiert. Das Für und das Wider 
wird zum Teil leidenschaftlich diskutiert. Im Ge-
samtkontext des Waffenspektrums haben wir uns 
daher auch mit diesem Thema sorgfältig zu befas-
sen. Diese Prüfung wird ergeben, daß die neue 
Waffe die Glaubwürdigkeit der Abschreckung stark 
erhöht, die Friedenschance dadurch also gleicher-
maßen verstärkt wird, daß diese Waffe somit frie-
densbewahrend wirkt. 

Tatsächlich bildet die Abschreckung ein Ganzes. 
Sie ist sowohl konventioneller als auch nuklearer 
als auch psychologischer Art. Diese drei Faktoren 
sind unlösbar miteinander verbunden. Wir dürfen 
nicht vergessen, daß der konventionelle Aspekt der 
Abschreckung von seinem atomaren Aspekt un-
trennbar ist. Weil die verbündeten Armeen über 
die Mittel verfügen, eine jede — auch mit reduzier-
ten Streitkräften geführte — Offensive aufzuhalten, 
können sie einen Gegner, der versuchen sollte, das 
konventionelle Hindernis zu überwinden, zwingen, 
bedeutende Streitkräftekonzentrationen vorzuneh-
men. Die Zusammenschau des konventionellen und 
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nuklearen Aspekts wird dadurch sichtbar, daß sich 
diese dann den verheerenden Wirkungen der atom-
aren Waffe aussetzen würden. 

Man kann es deshalb nur begrüßen, daß der eu-
ropäische Widerstandswille, ohne den es keine Ab-
schreckung gibt, in dem Willen der meisten Mit-
glieder des Verteidigungsplanungsausschusses der 
NATO seinen Ausdruck findet, ihre Verteidigungs-
ausgaben um real 3 °/o jährlich zu erhöhen. Die An-
strengungen Frankreichs finden einen gleichen Nie-
derschlag. 

Unsere Verteidigungsanstrengungen sind also 
beispielhaft. Wenn sie jedoch wirkungsvoll sein 
sollen, muß der Wille zur Zusammenarbeit gestärkt 
werden. Die steigenden Kosten der Waffen, auch 
der neuen Waffen, die Sorge um die militärische 
Effizienz zwingen zu hohen finanziellen Leistungen. 
Ihre Eingrenzung, aber auch technische und zahl-
reiche andere Gründe zwingen zur Standardisie-
rung oder zur Interoperabilität unserer Waffen, zur 
Entwicklung einer gemeinsamen Produktion, also 
zu einer Rationalisierung unserer Rüstungspolitik. 
Es ist so, wie ich es bereits vor einem Jahr gesagt 
habe — ich glaube, dies wiederholen zu müssen —: 
Dieses muß eine der Hauptsorgen der Westeuropä-
ischen Union sein. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, das 
Kolloquium, das wir im letzten Jahre über die Rü-
stungspolitik Europas abgehalten haben, hat die 
Schwierigkeit, aber auch die Notwendigkeit einer 
europäischen Zusammenarbeit zur Aufrechterhal-
tung und zur Verstärkung der industriellen Basis 
der europäischen Sicherheit, insbesondere der Rü-
stungsindustrie unserer Länder, gezeigt. 

Bei meinen Besuchen in den Hauptstädten unse-
rer Mitgliedsländer als Antrittsbesuche des neuge-
wählten Präsidenten haben meine Gesprächspartner 
im allgemeinen betont, daß es an sich weniger 
kostspielig sei, auf amerikanisches, in großen Seri-
en hergestelltes Material zurückzugreifen. Europa 
muß aber unstreitig daran interessiert sein, eigene 
Kapazitäten in Forschung und Industrie in ausrei-
chendem Maße aufrechtzuerhalten und zu stärken. 
Es muß daher eine politische Entscheidung getrof-
fen werden, auch wenn sie kostspieliger ist. Derar-
tige Entscheidungen sind sowohl durch die Sorge 
um die Aufrechterhaltung von Arbeitsplätzen als 
auch durch die Notwendigkeit gerechtfertigt, in Eu-
ropa eine ausreichende Erfinderkapazität zu bewah-
ren, ohne die es keine wirkliche Rüstungsindustrie 
gibt. Das muß geschehen auch vor dem Hinter-
grund unverändert guter Kooperation mit den Ver-
einigten Staaten. 

Die Westeuropäische Union, diese parlamentari-
sche Versammlung, hat daher die Aufgabe der eu-
ropäischen Verteidigung, und unsere Regierungen 
müssen daher ständig darüber unterrichtet sein, 
daß wir in dieser parlamentarischen Versammlung 
den Willen zur Einigung haben und unsere Regie-
rungen in dieser Richtung zu wirken bitten. 

Schließlich und endlich muß unsere Entschlos-
senheit die Grundlage unserer Politik in den ver-
schiedenen Abrüstungs- und Rüstungsbeschrän

-

kungsverhandlungen sein. Jedes Zugeständnis un-
sererseits muß durch gleichwertige Zugeständnisse 
auf der anderen Seite aufgewogen werden. Wir for-
dern insbesondere die auf der Abrüstungskonfeienz 
der Vereinten Nationen verhandelnden Regierun-
gen auf, wachsam, aber auch einfallsreich zu sein, 
damit die Bürde, die auf den Völkern der ganzen 
Welt lastet, vermindert wird. 

Wir machen uns jedoch keine Illusionen. Die Ab-
rüstung, setzt ein Klima des Vertrauens und der 
Entspannung voraus. Die politische Entwicklung 
zeigt aber, daß in der ganzen Welt die Spannungen 
zunehmen und die Konflikte schwelen. 

Die Spannungen verstärken sich und die Konflik-
te schwelen insbesondere in Afrika. Afrika ist je-
doch mit Europa durch besondere Bande verbun-
den, sowohl durch die Konvention von Lomé als 
auch durch die technische Hilfe, die Mitgliedslän-
der der Westeuropäischen Union den afrikanischen 
Staaten zuteil werden lassen. 

Ich möchte unserer Überzeugung Ausdruck ge-
ben, daß dieser Kontinent nicht länger nur als eine 
Quelle von Rohstoffen betrachtet werden darf. Un-
sere Sicherheit beruht auf seiner politischen Stabi-
lität und der Fähigkeit, unserer europäischen Zivili-
sation, die demokratischen Ideale, die uns stark ge-
macht haben und denen wir uns auch in Zukunft 
verbunden fühlen, dort auszustrahlen. 

Deshalb ist es um so bedauerlicher, feststellen zu 
müssen, daß es in Afrika weder eine europäische 
Politik noch eine westliche Politik gibt und daß 
selbst einander in jeder Hinsicht so verbundene 
Staaten wie Belgien und Frankreich ihre Meinungs-
verschiedenheiten bezüglich der grausamen Situa-
tion in Zaire nicht überwinden und einen Weg für 
eine gemeinsame Aktion finden konnten. 

Meine Damen und Herren, in Mauretanien, im 
Tschad, in Angola, in Äthiopien, in Rhodesien, in 
Namibia, in Südafrika birgt die politische Lage 
zahlreiche Gefahren in sich. Unsere Regierungen 
denken aber nicht daran, die Bestimmungen des 
Art. VIII des abgeänderten Brüsseler Vertrags-
werks anzuwenden, die es ihnen erlauben würden, 
sich über jede Situation, die eine Bedrohung des 
Friedens, wo auch immer, darstellen könnte, abzu-
stimmen. Sie tun es nicht, weil sie sich ihrer man-
gelnden Einigkeit gegenwärtig bewußt sind. 

Wir müssen jedoch — und das ist eine positive 
Seite — mit Befriedigung die Erklärung des Rates 
zu Anfang des Kapitels B seines Jahresberichts be-
züglich der Verteidigungsfragen zur Kenntnis neh-
men, in dem es heißt: 

Der Rat ist auch weiterhin bereit, sich aktiv an 
jeder Entwicklung zu beteiligen, die den Mit-
gliedstaaten helfen könnte, den Frieden und 
die internationale Sicherheit aufrechtzuerhalten. 

In der Tat besteht für uns das Problem darin, so-
wohl das westliche Bündnis als auch die Europä-
ische Union zu stärken. Diese beiden Formen der 
Solidarität sind für unsere Sicherheit unerläßlich. 
Im Rahmen des Atlantischen Bündnisses müssen 
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unnötige Differenzen und ideologische Kontrover-
sen vermieden werden. Nur auf Taten kommt es 
an. 

Deshalb ist es überflüssig, lange Überlegungen 
über den Rückzug Frankreichs aus der NATO anzu-
stellen. Wir müssen vielmehr seinen Beitrag zur ge-
meinsamen Verteidigung des Bündnisses werten. 
Wir können dabei feststellen, daß seine Verpflich-
tung zum militärischen Beistand gemäß Art. V des 
abgeänderten Brüsseler Vertragswerks immer wie-
der bekräftigt wurde. 

Es ist ebenso unnütz, den amerikanischen Willen 
zu unserer Verteidigung in Frage zu stellen, wie es 
zuweilen geschieht. Die Vereinigten Staaten bewei-
sen in allen schwierigen Lagen ihre Solidarität mit 
Westeuropa. Sie beruht nicht nur auf einer Interes-
sen- und Kulturgemeinschaft zu beiden Seiten des 
Atlantiks, sie kommt vielmehr in einer Geisteshal-
tung zum Ausdruck, die mehr bedeutet als nur ein 
Vertrag. 

Auch in Europa müssen wir auf alle verfügbaren 
Mittel zur Einigung zurückgreifen. So hat z. B. die 
Westeuropäische Union das Verdienst, zur Zeit die 
einzige rechtliche Grundlage zu bieten, auf der 
e i n Europa mit Befugnissen auf dem Verteidi-
gungssektor aufgebaut werden kann. Man muß des-
halb alles vermeiden, was dieses Gremium unter 
dem Vorwand schwächen könnte, daß seine Mög-
lichkeiten nicht voll ausgeschöpft werden. Denn es 
ist sich doch wohl niemand im unklaren darüber, 
daß zur Zeit in unserer Versammlung eine gewisse 
Malaise über die Art der Beziehungen zwischen 
dem Rat und der Versammlung herrscht. Tatsäch-
lich kann eine parlamentarische Versammlung nur 
dann wirkungsvoll entscheiden und nur dann die 
Öffentlichkeit für ihre Arbeit interessieren, wenn 
sie sich einer Behörde der Regierung gegenüber-
sieht, die ihre Verantwortung wahrnimmt und ihr 
Bericht erstattet. 

Trotz des guten Willens der meisten Regierungen 
und der großen Anstrengungen des Generalsekre-
tärs unserer Organisation, des Herrn Botschafters 
Longerstaey, muß diese Versammlung feststellen, 
daß der Rat zur Zeit nicht dieser Definition des von 
ihr gewünschten Gesprächspartners entspricht, an 
den sie sich aus dem ihr innewohnenden Recht ger-
ne wenden möchte. 

Unter diesen Verhältnissen leidet die Glaubwür-
digkeit dieser Versammlung, vor allem angesichts 
der immer wieder in die Erinnerung zu rufenden 
Feststellung, daß keine andere Organisation ihren 
Mitgliedern Verpflichtungen auferlegt, die mit den 
von den Unterzeichnern des abgeänderten Brüsseler 
Vertragswerks eingegangenen Verpflichtungen ver-
gleichbar wären. 

Die in Art. V des abgeänderten Vertrages ausge-
drückte automatische Beistandspflicht ist eine der 
rechtlichen Grundlagen, die unter allen Umständen 
für das künftige Europa aufrechterhalten werden 
müssen. Art. VIII dieses Vertrages gibt dem Rat die 
Möglichkeit zur Abstimmung, zu der er — ich wie-
derhole, was Sir John Rodgers uns sagte — hof

-

fentlich nie, aber eines Tages doch vielleicht ge-
zwungen werden könnte. 

Meine Damen und Herren, seit meiner ersten 
Wahl zum Präsidenten dieses Hauses habe ich in 
fünf Mitgliedstaaten des revidierten Brüsseler Ver-
trages meine Antrittsbesuche abgestattet. Ich habe 
dabei Gelegenheit genommen, mich eingehend über 
die Situation der Westeuropäischen Union auszu-
sprechen, und dabei vor allem die Besorgnisse dar-
gelegt, die ich soeben vor Ihnen ausgebreitet habe. 
Das Resümee dieser Gespräche zeigt, daß die West-
europäische Union unverändert ihre Aufgabe hat, 
ihre Bedeutung behält, eine Änderung des Vertra-
ges nicht erwogen wird, eine Verlagerung ihrer 
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten auf an-
dere Organe nicht in Betracht kommt und die na-
tionalen Regierungen dem Rat, die Parlamente die-
sem Hohen Haus ihre Unterstützung nicht versagen 
werden. 

Wenn dies aber das unbestrittene und erfreuliche 
Ergebnis meiner Erörterungen ist, dann müssen die 
Mitgliedsländer der Westeuropäischen Union auch 
bereit sein, die Arbeitsmöglichkeiten dieses Hohen 
Hauses entsprechend auszugestalten. Wir haben 
mehrfach Anlaß gehabt, darauf hinzuweisen, daß 
dieses Parlament über sein Budget selbst zu ent-
scheiden hat und nicht bereit sein kann, sich vor-
schreiben zu lassen, wie es sein Budget gestaltet. 
Ich erwarte, daß der Rat bereit sein wird, einer sol-
chen Forderung der parlamentarischen Versamm-
lung zu entsprechen. 

Die Westeuropäische Union und wir, die Beraten-
de Versammlung, beklagen unsere mangelhafte Pu-
blizität, beklagen, daß die Bürger unserer Länder 
unsere Arbeit nicht würdigen. Wenn uns aber fast 
keinerlei Möglichkeiten zur publizistischen Arbeit 
eingeräumt werden, kann man sich über dieses Ne-
gativum nicht wundern. 

Diese Probleme bedürfen dringend der Lösung 
durch eine entsprechende Gestaltung des Etats. 
Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, ich halte es für unerträglich, daß der 
Europarat für diese Zwecke der publizistischen Ar-
beit über 2 200 000 FF verfügt, von denen allein für 
den Bezug von Zeitungen zur Information der Mit-
arbeiter des Europarates 130 000 FF zur Verfügung 
stehen, d. h. nur für diese Position fast das Vierfa-
che aller Mittel, die wir für die gesamte publizisti-
sche Arbeit haben. 

Die so wünschenswerten Besuche vor allem von 
jungen Menschen aus Europa, die Sie alle genau 
wie ich bejahen, in den Zentren europäischer Ent-
wicklung können nicht gefördert werden, weil da

-

für nicht ein Sou zur Verfügung steht. Also unter-
bleiben diese Informationsreisen. 

Meine Damen und Herren, die bevorstehende 24. 
Periode der parlamentarischen Versammlung der 
Westeuropäischen Union wird wiederum eine um-
fangreiche Arbeit bringen. Vor allem werden auch 
die Ausschüsse große Tagesordnungen abzuwickeln 
haben. Zum Wohle unserer Arbeit wünsche ich uns 
allen einen guten Erfolg. 
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Tagesordnungspunkt: 

23. Jahresbericht des Rates 
(Drucksachen 765, 767 und 769) 

Berichterstatter: Außenminister Arnaldo Forlani 
(Italien) 

Dr. Müller (CDU/CSU) : — Herr Forlani, Sie sind 
Bürger und Minister eines Staates, der — genauso 
wie mein Staat — in jüngster Vergangenheit unter 
der Geißel des Terrorismus gelitten hat. Unter Be-
zug auf Ihre Ausführungen zur resoluten Bekämp-
fung des Terrorismus möchte ich Sie fragen, ob Sie 
der Überzeugung sind, — ob Ihre Regierung der 
Überzeugung ist, — daß die europäische und inter-
nationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Ter-
rorismus ausreichend ist, oder ob weitergehende 
Maßnahmen und eine bessere Koordination dieser 
Maßnahmen erforderlich sind. 

Außenminister Forlani sagt, man könne sich tat-
sächlich eine noch wirksamere Zusammenarbeit der 
europäischen Staaten in der Bekämpfung des Terro-
rismus vorstellen, insbesondere auch im juristi-
schen Bereich. 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Minister, im Na-
men des Ausschusses für politische Angelegenhei-
ten möchte ich Ihnen herzlich danken, daß Sie die 
Bereitschaft ausgedrückt haben, mit uns wieder ein 
Gespräch zu führen und daß dieses im Herbst statt-
finden soll. Ich möchte nun auf die Fragen zurück-
kommen, die dem Ministerrat in Bonn bei dem letz-
ten Treffen am 5. Juni gestellt worden sind, und 
möchte darum bitten, daß diese Fragen etwas ge-
nauer und mehr zur Sache gehend beantwortet wer-
den. Ich möchte fragen, wann das der Fall sein 
kann. 

Außenminister Forlani antwortet, über die ange-
sprochenen Fragen fänden Konsultationen der be-
teiligten Regierungen und Organisationen statt. 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des französischen Staatssekretärs 
im Außenministerium, Olivier Stirn 

Frau von Bothmer (SPD) : Die französische Regie-
rung hat die Frage verneint, daß sie die Neutronen-
bombe hergestellt habe. Bedeutet das, daß die fran-
zösische Regierung diese Waffe zur Abschreckung 
und zur Verteidigung Europas für unnütz hält oder 
daß sie grundsätzlich von der Verwendung einer 
solchen Waffe Abstand nehmen will? 

Staatssekretär Stirn hält es für sicher, daß diese 
Waffe — wie alle Nuklearwaffen — ein Instrument 
der Abschreckung darstellen könnte, insbesondere 
gegen Panzerangriffe. 

Tagesordnungspunkt: 

Die strategische Mobilität 
(Drucksache 758) 

Abstimmung über den von der Versammlung am 
30. November 1977 erarbeiteten Empfehlungsentwurf 

Tagesordnungspunkt: 

Die politische Tätigkeit des Rates und die 
Zukunft der Versammlung der WEU — Anwort 

auf den 23. Jahresbericht des Rates 
(Drucksache 768) 

Berichterstatter: Abg. Treu 

Anwendung des Brüsseler Vertrages — Antwort 
auf den 23. Jahresbericht des Rates 

(Drucksache 777) 

Berichterstatter: Abg. Tanghe 

Wissenschafts-, Technologie- und Raumfahrt

-

fragen — Antwort auf den 23. Jahresbericht 
des Rates 

(Drucksache 774) 

Berichterstatter: Abg. Adriaensens 

Dienstag, 20. Juni 1978 

Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit im Mittelmeerraum 
(Drucksache 776) 

Berichterstatter: Abg. Grant 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des britischen Verteidigungs

-

ministers, Frederick Mulley 

Dr. Geßner (SPD) : Herr Staatssekretär, wir hatten 
von Ihnen gehört, daß die Sowjetunion dabei sei, 
die technologische Lücke zu schließen, die zwi-
schen den westlichen und den östlichen Staaten bei 
der Waffenqualität besteht. Ich habe keinen Zwei-
fel daran, daß die Sowjetunion bemüht ist, den 
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Vorsprung der westlichen Staaten aufzuholen und 
gleichzuziehen. 

Nun ist es so, daß Waffen, die im Bündnis produ-
ziert werden, nicht nur an Bündnisstaaten, sondern 
auch an Staaten jenseits unserer Bündnisgrenzen 
verkauft werden. Wir haben vor einiger Zeit ge-
hört, daß eine gemeinsam entwickelte Panzerab-
wehrrakete, die Milan, an einen arabischen Staat 
verkauft worden ist, der, wie wir glauben und wis-
sen, sehr freundschaftliche Beziehungen zur So-
wjetunion unterhält. Es gehört nicht viel Phantasie 
dazu, um sich vorzustellen, daß derartige Waffen 
möglicherweise aus dem Land hinaus in den Be-
reich jenseits des Eisernen Vorhangs gelangen und 
dort natürlich auch technologisch ausgewertet wer-
den. 

Angesichts der Gefahr, von der Sie eben gespro-
chen haben, daß wir unseren technologischen Vor-
sprung verlieren — daraus würde sich auch in be-
zug auf die Quantität unserer Waffen eine ganze 
Reihe von 'Konsequenzen ergeben —, möchte ich 
Sie fragen, ob es nicht vielleicht vernünftiger wäre, 
wenn wir uns in diesem Punkt Verkauf von Waffen 
in Länder außerhalb des Bündnisses eine gewisse 
Zurückhaltung auferlegten, weil sonst das eintreten 
könnte, was Sie befürchten, nämlich die Schließung 
der technologischen Lücke durch die Sowjetuni-
on. 

Verteidigungsminister Mulley schätzt, daß in 
dem angeführten Falle angesichts des hohen sow je

-

tischen Entwicklungsstandes in der Raketentechnik 
nicht von schwerwiegenden technologischen Verlu-
sten gesprochen werden könne. Im übrigen gäbe es 
in bestimmten Bereichen den Koordinierungsaus-
schuß des Bündnisses, dem Verkäufe vorzulegen 
seien. 

Mattick (SPD) : Herr Präsident! Ich möchte den 
Herrn Minister gern fragen, ob die britische Regie-
rung auf Grund ihrer relativen Zuständigkeit noch 
irgendeine Vorstellung hat, wie das Zypern

-

Problem gelöst werden kann, oder ob die britische 
Regierung sich hier völlig aus dem Obligo fühlt. 

Ich möchte weiter fragen, ob es in diesem Zu-
sammenhang eine Empfehlung gibt, das Embargo 
gegen die Türkei aufzuheben. 

Schließlich: Hat die britische Regierung eine 
Vorstellung, auf Grund deren sie als Vermittler 
zwischen der Türkei und Griechenland die Voraus-
setzungen für eine Regelung auf Zypern schafft? 

Verteidigungsminister Mulley antwortet, die Lö-
sung des Zypern-Problems müsse in erster Linie 
von den beiden Volksteilen ausgehen. Großbritan-
nien habe klar zum Ausdruck gebracht, daß es in 
jeder Weise helfen wolle. Dabei stehe auch nicht 
die Existenz seiner beiden souveränen Basen in Zy-
pern außer Diskussion. — Großbritannien sei zwar 
für die Aufhebung des amerikanischen Waffenem-
bargos gegenüber der Türkei, vermutlich lege der 
US-Congress aber in dieser Frage keinen Wert auf 
Ratschläge von Außenstehenden. 

Tagesordnungspunkt: 

Die Sicherheit im Mittelmeerraum 
(Fortsetzung der Aussprache) 

Dr. Mende (CDU/CSU) : Herr Präsident! Verehrte 
Mitglieder der Westeuropäischen Union! Wir ha-
ben in der letzten Aprilwoche im Europarat in 
Straßburg die Zypern-Frage auf Grund des Berichts 
des österreichischen Kollegen Karasek diskutiert. 
Der erste Redner in der Debatte in Straßburg war 
Herr Kollege Grant, derselbe Kollege, der heute 
hier in Paris Berichterstatter in der Frage der Si-
cherheit im Mittelmeer ist. Genauso wie Herr Kol-
lege Grant in Straßburg mahnte, nicht zurückzu-
schauen, sondern nach vorn zu schreiten und Grie-
chen und Türken allmählich aus dem gegenwärti-
gen Streit herauszuführen, so ist auch der heutige 
Bericht des Herrn Kollegen Grant von einer objek-
tiven Ausgeglichenheit, für die wir ihm dankbar 
sein sollten. Diesen Bericht sollten wir möglichst 
einmütig, und wenn nicht dies, so wengistens mit 
großer Mehrheit, annehmen. 

In der Tat stehen die Sicherheit im Mittelmeer-
raum und die Lösung der griechisch-türkischen Mei-
nungsverschiedenheiten insbesondere in der Zy-
pern-Frage in einer Interdependenz. 

Wer vor 25 Jahren am Bosporus und an den Dar-
danellen Beobachter war, wußte, daß es damals zu 
einer Sensation wurde, wenn ein sowjetisches 
Schiff durchlief. Dies geschah etwa einmal am Tag! 
Heute fahren rund 60 sowjetische Schiffe am Tag 
durch den Bosporus und durch die Dardanellen! 
Wir wissen, wie großzügig die Türkei das Abkom-
men von Montreux auslegen muß auf Grund des 
immer stärker werdenden Einflusses der Sowjetuni-
on im Mittelmeerraum. 

Wir wissen auch um die Schwierigkeiten, die der 
griechischen Regierung entstanden sind nach der 
harten Zeit des Militärregimes mit mancher Fehl-
entscheidung. 

Wir wissen auch, daß die Zypern-Frage auf bei-
den Seiten Wunden hinterlassen hat, die schwer zu 
heilen sind. Aber man muß die Kausalität sehen. 
Schließlich sind die Ereignisse auf Zypern zunächst 
unter dem griechischen Militärregime ausgelöst 
worden. Die Invasion der Türken war eine Folge 
dieser Ereignisse auf Zypern. Hier die Kausalität 
nicht aus dem Auge zu verlieren dürfte auch der 
Objektivierung und der Lösung des griechisch

-

türkischen Verhältnisses und der Zypern-Frage die-
nen. 

Die Türken sind durch den amerikanischen Kon-
greß nicht gerade klug behandelt worden. Ich den-
ke an ein Wort Konrad Adenauers: Mancher ameri-
kanische Senator macht Außenpolitik wie ein Cow-
boy aus dem Sattel. Der amerikanische Kongreß hat 
große Fehler in der Behandlung der Türkei ge-
macht. Ich kann mich nur dem anschließen, was 
eben schon gesagt wurde: daß es hoffentlich bald 
zu einer Aufhebung des Embargos kommt, das ja 
gegen den Willen des Präsidenten Ford von gestern 
und des Präsidenten Carter von heute verhängt 
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worden ist. Hier ist wahrscheinlich zuviel Rück-
sicht auf inneramerikanische/innenpolitische Ver-
hältnisse genommen worden. 

Es ist gut, daß die Westeuropäische Union alles 
daransetzt — so steht es ja auch im Bericht — eine 
ausgewogene Rüstungshilfe für beide Seiten, für 
Griechen und Türken, zu gewährleisten und bishe-
rige Diskriminierungen abbauen zu helfen. Ich hof-
fe, daß diese Debatte dazu beitragen kann. 

, Ich möchte noch einmal Herrn Grant meinen 
Dank für die Ausgeglichenheit seines Berichts aus-
sprechen. 

Handlos (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Bericht über die Sicherheit im 
Mittelmeerraum stellt zwar eine ausgezeichnete Zu-
sammenstellung über das gegenwärtige militärische 
Kräfteverhältnis dar. Allerdings haben solche Be-
richte auch einen Nachteil, an dem der Verfasser 
absolut keine Schuld hat, und zwar deshalb, weil 
sich natürlich in militärischer Hinsicht Qualität 
und Quantität schlecht miteinander vergleichen 
lassen. Ich möchte hierzu einige Beispiele nennen. 
Bereits innerhalb der NATO-Staaten sind die Kopf-
und Präsenzstärken derart unterschiedlich, daß ein 
Vergleich praktisch nicht möglich ist. Ein Beispiel 
mit Bezug auf die Qualität: Es gibt Freiwilligen- 
und Wehrpflichtarmeen. Der Warschauer Pakt hat 
Wehrpflichtzeiten bis zu drei und vier Jahren, die 
NATO solche ab sechs Monaten. Es gibt Divisionen 
mit Material größten Qualitätsunterschiedes. Es 
gibt einerseits den kämpferischen Geist des Patrio-
tismus und andererseits den Pazifismus westlicher 
Prägung. Ich erinnere weiter an die Härte der Sol-
daten, z. B. der Sibiriaken, die Steppenmärsche von 
vier bis acht Wochen Dauer durchführen. Anderer-
seits erinnere ich an NATO-Soldaten in Westeuro-
pa, die praktisch jedesmal zu Hause schlafen. 

Ein weiterer Vergleich: Die einen paradieren 
stolz am 1. Mai; die anderen nehmen in Uniformen 
an kommunistischen Demonstrationen teil, ohne 
daß sie dafür — nicht einmal disziplinarisch — be-
langt werden. Auf solche Qualitätsunterschiede 
möchte ich hier hinweisen. 

Ich darf nun einige Bemerkungen im Hinblick auf 
Jugoslawien, Griechenland, die Türkei und Spanien 
machen. Uns allen ist bekannt, daß Ungarn immer 
mehr zu einer gewissen Aufmarschplattform wird, 
auf der einen Seite gegenüber Jugoslawien, um 
nach einem möglichen Ausscheiden von Tito aus 
der aktiven Politik eventuell einen gewissen Druck 
ausüben zu können; auf der anderen Seite könnte 
Ungarn als Sprungbrett zu den Ölquellen im Nahen 
Osten dienen. Hier könnte sich eine wesentliche 
Verschiebung des Gleichgewichts der Kräfte im 
Mittelmeerraum ergeben, wenn Ungarn auf diese 
Weise — da es sich nicht in der Reduktionszone 
von MBFR befindet — immer stärker zu einer Auf-
marschplattform würde. Die militärischen Akzente 
würden dann entscheidend verändert. 

Große Sorgen macht der Allianz im Mittelmeer-
raum — das wurde von den bisherigen Rednern 
schon gesagt — das Verhältnis zwischen Griechen

-

land und der Türkei. Ich möchte einige Beispiele 
für die Instabilität der militärischen Lage nennen, 
die dies zeigen mögen. Griechenland hat z. B. das 
Defence Planning Committee verlassen. Es hat sich 
aus dem NATO-Hauptquartier vom türkischen Bo-
den zurückgezogen. Es liefert nicht mehr die Ergeb-
nisse im Rahmen des Frühwarnsystems und des 
Luftverteidigungssystems NADGE. Die Übung Phi-
lippos '77, an der im Herbst 1977 über 100 000 grie-
chische Soldaten teilgenommen haben, fand an der 
Grenze zur Türkei statt und ging nicht mehr wie 
bisher davon aus, daß ein Angriff aus Bulgarien er-
folgen könnte. Es wurde vielmehr die Annahme un-
terstellt, daß ein Angriff aus der Türkei erfolgen 
könnte. Ich erinnere daran, daß Griechenland bei 
den Übungen der Luftstreitkräfte nicht mehr in Iz-
mir vertreten ist, sondern praktisch nur mehr von 
Neapel aus geleitet wird. Ich möchte weiterhin er- 
wähnen, daß — wie ich bereits vorher andeutete — 
die  Aufklärungssysteme des Frühwarnsystems der 
NATO 300 km über die griechische Grenze hinaus 
nicht mehr zur Verfügung stehen. Die Türken wie-
sen darauf hin, daß die Griechen das Lausanner Ab-
kommen aus dem Jahre 1928 gebrochen hätten, das 
besagt, daß die vor der türkischen Küste liegenden 
Inseln demilitarisiert zu halten sind. Nunmehr er-
klärt Ankara, Athen hätte gerade dieses Abkommen 
massiv gebrochen. Deshalb würde sich wohl oder 
übel eine neue türkische Verteidigungsstrategie er-
geben: einerseits zwar ein Verbleiben der Türkei in 
der NATO, aber andererseits eine neue Priorität, 
nämlich die Verteidigung der Agäis-Küste, d. h. ein 
Abzug von türkischen Streitkräften von der UdSSR-
Grenze und eine Neuverlegung an die sogenannte 
Agäisfront. Dann muß damit gerechnet werden, daß 
die türkischen Streitkräfte um 150 000 Soldaten re-
duziert werden, um die restlichen Streitkräfte mo-
dern auszurüsten. Besonders gefährlich in diesem 
Zusammenhang ist die immer wieder praktizierte An-
näherung der UdSSR an die Türkei. Meine Damen 
und Herren, erinnern Sie sich bitte an das Zehnjah-
reshilfsabkommen, das im Frühjahr 1977 zwischen 
Moskau und Ankara abgeschlossen wurde und sich 
auf Wirtschaftshilfe bezieht. Erinnern Sie sich an 
den Besuch des sowjetischen Generalstabschefs 
Ogarkow in Ankara im April 1978. Dieser Besuch 
liegt erst kurze Zeit zurück. Er war nicht rein zufäl-
lig, sondern diente dazu, die Verteidigungsschwä-
che der Türkei auszunutzen. Ich erinnere daran, 
daß die türkische Luftwaffe im Frühjahr 1978 we-
gen der Nachschubblockade seitens der USA nur 
zur Hälfte einsatzfähig war und das gleiche in etwa 
bei den Panzerstreitkräften zutrifft. Besonders 
möchte ich erwähnen, daß Ecevit Präsident Carter 
mitgeteilt hat, daß er die Deklaration über die Zu-
kunft der Allianz Ende Mai nicht unterschreiben 
würde. Er will Ende Juni nun angeblich ein politi-
sches Dokument über die sowjetisch-türkische Zu-
sammenarbeit unterzeichnen. 

Meine Damen und Herren, diese instabile Lage 
im Mittelmeerraum gibt wirklich zu größter Sorge 
Anlaß. Ich glaube, daß sie für die Westeuropäische 
Union Grund genug ist, zu überlegen, wie sowohl 
Griechenland als auch der Türkei militärisch und 
wirtschaftlich stärker als bisher geholfen werden 
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kann. Einige NATO-Länder — ich möchte daran er-
innern — leisten hierzu einen gewissen Beitrag, der 
allerdings gesteigert werden müßte, um gerade den 
wachsenden Einfluß der UdSSR in der Türkei zu-
rückzudrängen. 

Meine Damen und Herren, verehrte Kolleginnen 
und Kollen, gestatten Sie mir zum Abschluß ein 
Wort zur Situation im westlichen Mittelmeer ui d 
in bezug auf Spanien. Unser ganzes Bestreben in 
der Allianz müßte dahin gehen, Spanien in die 
NATO zu integrieren. Die diesjährige NATO-
Übung „Open Gate" zeigte erneut die Wichtigkeit 
eines spanischen NATO-Beitritts. Hierbei wurde 
die Notwendigkeit deutlich, auch die spanischen 
Streitkräfte, zu denen — ich muß das immer wieder 
betonten — praktisch keine Verbindungen beste-
hen, in die Gesamtplanung einer Sicherung des 
Westausgangs des Mittelmeers zu integrieren. Die 
NATO benötigt zudem geregelte Übereinkünfte für 
die militärische Nutzung des spanischen Staatsge-
bietes und die Bereitschaft Madrids, den alliierten 
Flugzeugen das Überfliegen Spaniens generell zu 
gestatten. Das iberische Land kann hier einen wich-
tigen und nicht zu unterschätzenden Beitrag zur Si-
cherung der Südflanke Europas leisten. Wir wissen 
ja, daß Spanien bereits im Europarat ist. Wir soll-
ten deshalb alles tun, um dieses Land zum Vorteil 
sowohl der NATO als auch Spaniens nun auch in 
die NATO zu integrieren. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Mittelmeerraum war 
für Europa immer von außerordentlicher Bedeu-
tung. Insofern möchte ich meinem Vorredner wi-
dersprechen, der vom Mittelmeerraum als nur ei-
nem unter vielen anderen Räumen gesprochen hat. 
Von 480 vor Christus bis 1571, von Salamis bis Le-
panto sind die Entscheidungen über das Schicksal 
Europas in diesem Raum gefallen. 

Die aktuelle Anwesenheit der russischen Eskadra 
im Mittelmeerraum erinnert uns daran, daß, seit-
dem zum erstenmal das Geschwader des Fürsten 
Orlow unter Katharina der Großen in das Mittel-
meer eingedrungen ist, die Sehnsucht russischer 
Expansionspolitik immer die warmen Meere vor 
Augen hatte. 

Auch wenn wir die aktuelle Situation in Europa 
betrachten, stellen wir fest, daß die großen Konflikt-
herde im südlichen Europa, im Mittelmeerraum, 
liegen und kaum im nördlichen, ja nicht einmal im 
mittleren Raum, wo man dank der Entspannungspo-
litik ein gewisses Gleichgewicht geschaffen hat, 
während man auf der anderen Seite einen deutli-
chen Versuch feststellen kann, dieses Gleichge-
wicht gerade im Mittelmeerraum zu verschieben. 

Wir haben dort eine Reihe von Krisengebieten. 
Sie sind alle heute genannt worden. Ob das die Zy-
pernfrage ist, ob das die Probleme im Nahen Osten 
zwischen Israel und den arabischen Staaten sind, 
ob das Krisen in Nordafrika sind — denken Sie nur 
an die Spannungen zwischen Algerien und Marok-
ko um die frühere Spanische Sahara —: überall 
Konflikte, überall mögliche Explosionswerte. 

Ich möchte noch auf einen Aspekt eingehen, der 
meiner Ansicht nach im Bericht vernachlässigt, ja 
überhaupt nicht erwähnt worden ist, obwohl auch er 
dazugehört. Ich meine den des internationalen Terro-
rismus. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, ein 
großer Teil der Terroristen in Italien und der Bun-
desrepublik wurde im Mittelmeerraum ausgebildet. 
Es ist nicht unbekannt, daß ein Staatsmann eines 
Mittelmeerlandes der Financier des internationalen 
Terrorismus von Nordirland bis Mindanao/Philip-
pinen ist. Es ist auch nicht allzu lange her, daß 
Luftpiraten aus Japan in einem Staat im Mittel-
meerraum Asyl fanden und von diesem Staat nicht 
einmal das Lösegeld, das sie erpreßt hatten, dem 
anderen Staat zurückgegeben wurde. 

Das erinnert fast ein bißchen an die Geschichte. 
Bis in die Mitte des vergangenen Jahrhunderts hin-
ein hat die Seeräuberei aus Nordafrika den christli-
chen Staaten Europas erhebliche Sorgen gemacht. 

Aus dieser Zeit können wir auch etwas für die 
Gegenwart lernen. Ich glaube, nur gemeinsame Ak-
tionen und gemeinsames Handeln können dazu bei-
tragen, die Sicherheitsaspekte Gesamteuropas auch 
im Mittelmeerraum im Auge zu behalten und auf 
nahe Zukunft auch die Sicherheit Europas zu ge-
währleisten. Unser Ziel muß es sein, die Konflikt-
potentiale, die dort vorhanden sind, so klein wie 
möglich zu halten, ganz gleich, ob es in der Zy-
pern- oder in der Nahostfrage ist. Unser Ziel muß 
es sein — da gebe ich auch meinem Vorredner 
recht —, hier hemmend einzugreifen, damit die 
Konflikte nicht eskalieren, also beruhigend einzu-
greifen, nicht sie noch anzuheizen. Aber das bedeu-
tet natürlich auch, liebe Kollegen, sich für alle 
Eventualfälle vorzubereiten, die auftreten können. 
Denn nur derjenige, der allen Fällen gegenüber ge-
wappnet ist, kann wirklich noch eine unabhängige 
Politik in seinem eigenen Interesse betreiben. 

Lassen Sie mich zum Schluß eine Bemerkung ma-
chen zu dem Waffenembargo gegenüber einem 
NATO-Mitgliedsland, der Türkei. Ich glaube die wer-
ten und geschätzten Kollegen im amerikanischen 
Kongreß erinnern in dieser Frage allzusehr an ein Pro-
vinzparlament, wenn sie sich der Bedeutung dieses 
Embargos nicht bewußt sind. Die Sicherheit im Mit-
telmeerraum wird auch von der Schlagfähigkeit der 
türkischen Armee, eines NATO-Mitgliedslandes, 
abhängen. Sicher, die Türkei hat besondere Verant-
wortung in der Frage Zypern, aber sie ist auch ein 
Mitgliedsland des westlichen Verteidigungsbünd-
nisses, und man kann ein solches Mitgliedsland 
nicht langsam entwaffnen, wie es etwa durch das 
Waffenembargo geschieht. 

Ich bin der Meinung, die Westeuropäische Union 
tut gut daran, ein besonderes Augenmerk auf den 
Mittelmeerraum zu richten. Die Sicherheit dieses 
Europas wird gerade aus dem Süden bedroht. 
Wachsamkeit ist hier sicher am Platz. 

Abg. Péridier legt den Änderungsantrag zur 
nachstehenden Empfehlung vor, in  Ziff. 1.d die 
Worte „und den Aufruf an die Vereinigten Staaten, 
ihre Diskriminierung gegen die Türkei zu beenden" 
zu streichen. 
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Dr. Mende (CDU/CSU) : Herr Präsident! Ich möch-
te gegen den Antrag des Herrn Kollegen Péridier 
sprechen. Wir sind hier, nicht um Gefühlen Aus-
druck zu geben, sondern um Fragen der europä-
ischen Sicherheit zu entscheiden. 

Wir wissen, daß das Embargo gegen die Türkei 
die europäische Sicherheit dadurch gefährdet, daß 
es das NATO-Mitglied Türkei und damit die Ver-
teidigungsbereitschaft des Atlantischen Bündnisses 
mehr und mehr zu schädigen in der Lage ist. 

Ich bitte daher, den Antrag des Herrn Kollegen 
Péridier abzulehnen. 

(Der Änderungsantrag des Abg. Péridier wird abge

-

lehnt.) 

Empfehlung 313 

betr. die Sicherheit im Mittelmeerraum 

Die Versammlung 

(i) erinnert in der gegenwärtigen schwierigen 
wirtschaftlichen Lage daran, daß die Sicher-
heit immer eine Voraussetzung für die politi-
schen Freiheiten und das wirtschaftliche 
Wohlergehen der verbündeten Länder sein 
wird Und das angemessene Verteidigungsan-
strengungen demzufolge aufrechterhalten 
werden müssen; 

(ii) ist der Auffassung, daß die Sowjetunion mit 
ihrer ständigen Suche nach Militärstützpunk-
ten im Mittelmeerraum, ihrer interventionisti-
schen Politik in Afrika und ihrer Wiederho-
lung der gefährlich zweideutigen „Breschnew

-

Doktrin" die größte militärische Bedrohung in 
diesem Gebiet darstellt; 

(iii) ist sich bewußt, daß eine der größten Gefah-
ren eines größeren Konflikts durch Fehlein-
schätzung im Mittelmeerraum liegt, wo sich 
die gegensätzlichen Interessen von Ost und 
West mit denen von Nord und Süd vermi-
schen; 

(iv) ist deshalb der Auffassung, daß auf diploma-
tischem Wege alles unternommen werden 
sollte, um eine Regelung des Nahost-Kon-
flikts und der Differenzen zwischen verbünde-
ten Ländern in diesem Bereich, den Fortbe-
stand der Unabhängigkeit und Integrität Ju-
goslawiens und die weitere Verweigerung 
militärischer Stützpunkte für Streitkräfte der 
Sowjetunion zu fördern; 

(v) ist der Auffassung, daß die NATO in der ab-
sehbaren Zukunft die wichtigste glaubwür-
dige Grundlage für die Sicherheit ihrer Mit-
glieder im Mittelmeerraum bietet und daß 
ihre Wirksamkeit von der vollen Unterstüt-
zung und Beteiligung aller Mitgliedsländer 
abhängt; 

(vi) ist insbesondere der Auffassung, daß die volle 
und gleichberechtigte Beteiligung Griechen

-

lands und der Türkei an der NATO für die 
Sicherheit der beiden Länder und des Bünd-
nisses insgesamt von lebenswichtiger Bedeu-
tung ist; 

(vii) wiederholt ihre Auffassung, daß die Sicher-
heit im Mittelmeerraum durch den Beitritt 
eines demokratischen Spaniens zur NATO er-
heblich verstärkt werden würde, betont je-
doch, daß eine solche Entscheidung nach der 
Annahme der neuen Verfassung einer parla-
mentarischen Mehrheit in diesem Lande zu-
kommt; 

(viii) ist sich der vielen einander widerstreitenden 
Gesichtspunkte bewußt, die bei jeder Politik 
der Waffenlieferung an Nicht-NATO-Länder 
berücksichtigt werden müssen; 

empfiehlt dem Rat und den Mitgliedsregierungen, 

in allen entsprechenden Gremien gemeinsam vorzu-
gehen, um: 

1. die kollektive Position des Atlantischen Bünd-
nisses im Mittelmeerraum zu stärken durch: 

a) die stärkere öffentliche Identifizierung aller 
Mitgliedsländer mit den NATO-Vorkehrun-
gen in diesem Gebiet; 

b) die Teilnahme von Streitkräften aus mög-
lichst vielen Mitgliedsländern an den Übun-
gen und an der Eventualplanung; 

c) die Anpassung der NATO-Kommandoeinrich-
tungen zur Widerspiegelung der Realität 
der nationalen Beiträge an die NATO im 
Mittelmeerraum; 

d) die volle Berücksichtigung der jeweiligen be-
sonderen Bedürfnisse Griechenlands, Portu-
gals und der Türkei in bezug auf die Liefe-
rung der erforderlichen Verteidigungsausrü-
stung und -unterstützung und den Aufruf an 
die Vereinigten Staaten, ihre Diskriminie-
rung gegen die Türkei zu beenden; 

e) Überlegungen darüber, welche gemeinsamen 
Rüstungsproduktionsvorhaben im Rahmen 
der NATO zweckmäßig in Griechenland und 
der Türkei untergebracht werden können; 

2. a) Griechenland und die Türkei zu ermutigen, 
die Verhandlungen zur Regelung ihrer ver-
bleibenden bilateralen Differenzen fortzuset-
zen; 

b) die beiden zypriotischen Volksteile nach-
drücklich aufzufordern, ihre direkten Ver-
handlungen in Gegenwart des Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen unverzüglich 
wieder aufzunehmen; 

3. engere Verbindungen zwischen der integrierten 
militärischen Struktur der NATO und den spani-
schen Streitkräften sowie deren Teilnahme an 
NATO-Übungen in die Wege zu leiten und 
gleichzeitig eine Entscheidung über den Beitritt 
Spaniens zur NATO der demokratischen Erörte-
rung im spanischen Parlament zu überlassen; 
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4. sicherzustellen, daß Nicht-Mitgliedsländer der 
NATO im Mittelmeerraum ihre Interessen wei-
terhin am besten dadurch gewahrt sehen, daß 
sie den sowjetischen Streitkräften Stützpunkt-
rechte oder Einrichtungen verweigern; 

5. die uneingeschränkte Unterstützung des We-
stens in bezug auf die Unabhängigkeit, territo-
riale Integrität und Einheit Jugoslawiens und 
dessen fortgesetzten bündnisfreien Status zu 
proklamieren; 

6. sicherzustellen, daß alle Aspekte der Waffenex-
portpolitik der NATO-Länder gegenüber allen 
Nicht-NATO-Ländern im zuständigen Forum des 
Bündnisses gründlich überprüft werden. 

Tagesordnungspunkt: 

China und die europäische Sicherheit 
(Drucksache 770) 

Berichterstatter: Abg. Sir Frederic Bennett 

Dr. Mende (CDU/CSU) : Herr Präsident! Verehrte 
Mitglieder der Westeuropäischen Union! Die So-
wjetregierung war schlecht beraten, als sie bei den 
sieben Regierungen der Mitgliedstaaten der WEU 
Demarchen gegen die heutige Debatte und gegen 
die Erörterung des Themas der Rückwirkungen der 
Politik der Volksrepublik China auf die europä-
ische Sicherheit vornahm; denn wenn es bezüglich 
der Überlegenheit der freiheitlichen Ordnung der 
westlichen Demokratien gegenüber den kommuni-
stischen Zwangsstaaten einer Bestätigung bedurfte, 
dann haben sie diese Demarchen geliefert. 

Es ist doch gerade unser Vorteil, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, daß wir in unseren Parlamen-
ten, in unseren Regierungen, in unseren Rundfunk-
anstalten, in unseren Fernsehanstalten, in unserer 
Presse sagen können, was wir wollen, schreiben 
können, was wir wollen, wählen können, wen und 
wann wir wollen, ausreisen können, wohin wir 
wollen, und auswandern können, wann und wohin 
wir wollen. Alle diese Fragen muß der kommunisti-
sche Machtbereich auch nach Helsinki und Belgrad 
immer noch mit einem strikten Nein beantworten. 

Ich sehe es daher als ein Armutszeugnis in der 
Beurteilung unserer Ordnung an, daß Herr Gromy-
ko seinen Botschaftern die blamable Demarche an 
die Hand gab und sie in den Hauptstädten unserer 
WEU intervenieren ließ. Ich sehe es als eine Über-
legenheit unserer Ordnung und als einen Ausdruck 
der Freiheit unserer parlamentarischen Union an, 
daß alle Regierungen der sieben Staaten unter Hin-
weis auf die Souveränität der Parlamente und der 
Parlamentarier diese Demarchen zurückgewiesen 
haben. 

Herr Präsident, ich bin in der glücklichen Lage, 
den Bericht des Kollegen Sir Frederic Bennett aus 
eigener Anschauung beurteilen zu können, weil 
auch ich mit einer deutschen Parlamentarierdelega-
tion vor vier Jahren in Kanton, Shanghai, Peking 
und Umgebung Gast der Volksrepublik China war. 

Ich glaube, daß man wirklich von einem „chinesi-
schen Wunder" sprechen kann, das in den Jahren 
nach 1949 in diesem Teil der Erde vonstatten 
ging: 

Erstens. Die Ernährung dieser Vielhundertmillio-
nenbevölkerung der Chinesen ist gesichert, erstma-
lig in seiner Geschichte. 

Zweitens. Es gibt keine Seuchen und Über-
schwemmungen mehr, weil man das Menschenmög-
liche dagegen unternommen hat. 

Drittens. Diese Vielhundertmillionen Chinesen 
verbindet ein einheitlicher Wille, eine Symbiose 
von Maoismus und chinesischem Patriotismus. 

Natürlich hat die Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken ihre Sorgen mit ihrem Nachbarn; 
denn sie hat sich übernommen! Das geschah erst-
mals im 19. Jahrhundert, in dem sie großräumige 
ehemals chinesische Gebiete mit Gewalt, Drohung 
oder Erpressung annektierte. Darüber lesen wir Nä-
heres im Bericht. Zweitens war das im 20. Jahrhun-
dert der Fall, als sie unter Ausnutzung ihrer mili-
tärischen Überlegenheit in Ost-Mittel- und Süd-
osteuropa 100 Millionen Menschen ehemals nicht-
kommunistischer Länder auf einem Gebiet von 1 
Million Quadratkilometern unter ihre Herrschaft 
brachte: in Polen, in Ungarn, in Rumänien, in Bul-
garien, in der Tschechoslowakei und im anderen 
Teil Deutschlands. 

Nun sehen wir die Beweise der Annektion und 
der Résistance in diesen Ländern gegen das sowje-
tische imperiale Verhalten: in Polen 1956 — noch 
glimpflich abgelaufen —, in Ungarn im Volksauf-
stand 1956, vorher in Ost-Berlin und der sowjetisch 
besetzten Zone am 17. Juni 1953 und nachher, 1968, 
in Prag und der Tschechoslowakischen Republik. 

Wir als Politiker wissen, daß kein Imperium ewig 
besteht, nicht das Cäsars, das Imperium Romanum, 
nicht das Karls des Großen, nicht das Napoleons  — 
von  anderen Namen im 20. Jahrhundert zu spre-
chen, verbietet mir die Achtung vor Cäsar, Karl 
und Napoleon. 

Nun hat Europa eine gewisse Wiedergutmachung 
gegenüber China zu leisten. Auch das hat der Be-
richt des Kollegen Bennett sehr offen ausgespro-
chen, indem er sagt: Es haben einzelne europäische 
Nationen China geplündert — ein hartes Wort der 
Selbstkritik, das einige europäische Staaten an sich 
selbst richten müssen. Was liegt näher, als heute 
von seiten Europas gegenüber der Volksrepublik 
China wiedergutzumachen, was einzelne europä-
ische Staaten an dieser alten Kultur und dem chi-
nesischen Volk früher gesündigt haben? Denn auch 
die Wiedergutmachung ist unteilbar! 

Wir haben in letzter Zeit eine Memoirenflut aus 
der Zeit der Nixon-Administration über uns erge-
hen lassen. Selbst wenn ich — wie wir Politiker es 
zu tun pflegen — alle Memoiren mit einem gewis-
sen Vorbehalt lese, bleibt noch die bisher nicht 
widerlegte Feststellung, daß die Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken Ende der sechziger 
Jahre einen Präventivschlag gegen die Atomzen-
tren der Volksrepublik China geplant habe. 
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Wenn dem so ist, Herr Präsident, dann hat Sir 
Frederic Bennett mit der Feststellung in seinem Be-
richt recht, daß am ehesten jene Balance der sich 
gegenüberstehenden weltpolitischen Mächte, wozu 
nunmehr auch Europa gehört, den Frieden der Welt 
garantieren kann, die keinen mehr in die Lage ver-
setzt, risikolos einer anderen Macht zu drohen, sie 
zu erpressen, sie unter Druck oder sonstiges setzen 
zu können. In dem Sinne ist der „Schlafende Rie-
se", von dem Napoleon einmal sprach, heute ein 
Beruhigungsmittel, das uns in Europa ruhig schla-
fen läßt. Wir können das dank der Balance, die die 
Volksrepublik China gegenüber der Sowjetunion 
und ihren imperialen Vorstellungen zugunsten Eu-
ropas gewährleistet. 

Ich unterstreiche daher den Bericht von Sir Fre-
deric. Ich bin auch bereit, zuzustimmen, daß wir 
der Volksrepublik China genauso Waffen liefern, 
wie das die Sowjetunion in alle Welt tut. Mit wel-
chem Recht wollen wir die Volksrepublik China, 
ein Mitglied der Vereinten Nationen, einen Staat, 
zu dem wir alle diplomatische Beziehungen haben, 
diskriminieren? Wollen wir wieder neue Fehler ma-
chen? Ich sage: besser nicht! Es ist besser, aus frü-
heren Fehlern gegenüber China zu lernen. 

Dr. Geßner (SPD) : Herr Vorsitzender! Verehrte 
Kolleginnen! Verehrte Kollegen! Es besteht hoffent-
lich in diesem Hause Übereinstimmung darüber, 
daß jede konstruktive Außenpolitik darauf gerich-
tet sein muß, gute und vernünftige Verhältnisse zu 
den anderen Staaten auf dieser Erde herzustellen. 
Freilich — darüber sind sich alle sicherlich ebenso 
im klaren — müssen andere Staaten diese Verhält-
nisse ebenfalls wollen. Wir treiben Handel und 
Wandel zum gegenseitigen Vorteil. Wir hoffen, daß 
sich dadurch die gegenseitigen Beziehungen vertie-
fen, daß dadurch gegenseitige Abhängigkeiten ge-
schaffen werden. Sicherlich ist dies auch ein Bei-
trag zur Verbesserung der Friedenschancen in der 
Welt. Vor diesem Hintergrund hat beispielsweise 
meine Regierung in den letzten Jahren den Osthan-
del ausgebaut. Es gab — bei uns jedenfalls — kei-
nen Zweifel darüber, daß dies ein wichtiger Teil 
der Entspannungspolitik ist. Anders ausgedrückt: 
Die Vertiefung von Beziehungen soll vorhandene 
zwischenstaatliche Streitfragen entschärfen bzw. 
beseitigen. Sie soll niemanden provozieren und kei-
nen Staat gegen den anderen ausspielen. 

Wir wissen, daß es seinerzeit sehr kritische 
Stimmen aus der Volksrepublik China gegeben hat. 
Dennoch haben wir das Ruder auf Entspannungs-
kurs gestellt. Einflußnahme von außen war von 
vornherein zur Erfolglosigkeit verurteilt. Dås, was 
ich eben in bezug auf die Warschauer Paktstaaten 
gesagt habe, gilt natürlich in umgekehrter Weise 
auch in bezug auf unser Verhältnis zur Volksrepu-
blik China. Wir müssen für gute, vernünftige, aus-
geglichene zwischenstaatliche Beziehungen offen 
sein. Auch hier müssen wir uns jede Einmischung 
verbitten. 

Nun hat unser Kollege Bennett in seinem Bericht 
soeben ausgeführt, daß es darauf ankomme, die 
Wirtschaft in China zu modernisieren und zu ver

-

bessern. Ich nehme an, daß dies eine Forderung ist, 
die man ohne Zweifel akzeptieren kann. Er hat 
dann hinzugefügt, daß dies eine Periode des Frie-
dens und der Stabilität zur Voraussetzung habe. Ich 
will nicht  verhehlen, daß ich einen gewissen Wi-
derspruch darin sehe, wenn er offensichtlich eine 
Politik der Modernisierung der Streitkräfte der 
Volksrepublik China mit einbezieht. Ich kann mir 
nicht gut vorstellen, daß dies die Periode des Frie-
dens und der Stabilität schaffen könnte, von der 
der Kollege Bennett soeben gesprochen hat. Er 
brauchte daher nicht über die Reaktion erstaunt zu 
sein, die hier und dort im westlichen und im östli-
chen Ausland zu hören gewesen ist. 

Jedermann muß sich darüber im klaren sein, daß 
es nicht darum gehen darf, den mühseligen Prozeß 
der Entspannung zu unterlaufen. Ich bin ganz si-
cher, daß es eine ganze Reihe von westlichen Re-
gierungen gibt, die in dem Versuch, die Volksrepu-
blik China waffenmäßig auszurüsten und zu moder-
nisieren, die Absicht erblicken, auf diese Weise 
den eingeleiteten Entspannungsprozeß zu beenden. 

Es kann doch gar kein Zweifel darüber bestehen, 
daß Aufrüstung und Modernisierung der Streitkräf-
te der Volksrepublik China einen langjährigen Pro-
zeß darstellen werden. Ich halte es nicht für mög-
lich, daß in dieser Zeit der Entspannungsprozeß 
vorangetrieben werden kann. Nur das Gegenteil 
könnte der Fall sein. Ich halte es nicht für vorstell-
bar, daß wir bei uns in Mitteleuropa einerseits eine 
gleichwertige Abrüstung zustande bringen, um die 
wir beispielsweise in den MBFR-Verhandlungen in 
Wien kämpfen, und andererseits versuchen, an der 
Ostgrenze der Sowjetunion die Aufrüstung zu be-
treiben. Das eine wird das andere ausschließen. Ich 
habe das Gefühl, daß der Kollege Bennett das 
Gleichgewicht der Kräfte durch die Aufrüstung und 
nicht durch das von uns vorgelegte Konzept der 
Abrüstung herbeiführen will. In dieser Versamm-
lung ist ja hinreichend bekannt, wie das Abrü-
stungskonzept der westlichen Staaten u. a. aussieht: 
stärkere konventionelle Abrüstung der Warschauer 
Paktstaaten. 

Ich glaube, daß ein solcher Schritt, wie er uns 
hier anempfohlen wird, verhängnisvolle Folgen hät-
te. Ganz zweifellos würde sich die Rüstungsschrau-
be schneller und stärker drehen. Dies würde uns 
hier in Mitteleuropa ebenfalls zutiefst treffen. In 
Wirklichkeit, glaube ich, geht es hier um den Ver-
such, durch die Aufrüstung der Volksrepublik Chi-
na, wie bereits dargestellt, den Entspannungsprozeß 
zu Fall zu bringen. 

Viele, die die Aufrüstung der Volksrepublik Chi-
na wollen, erklären sich zu Freunden der russi-
schen Dissidenten; — um einmal einen anderen 
Aspekt in die Debatte zu bringen. Ich bin fest da-
von überzeugt, daß die Zunahme der Spannungen 
negative Folgen beispielsweise für die Regimekriti-
ker in der Sowjetunion hätte, d. h. die Unterstüt-
zung eines kommunistischen Regimes — und die 
Volksrepublik China ist ein kommunistisches Regi-
me — ginge auf Kosten von Menschen, die ihre 
Freiheit, Gesundheit und auch ihr Leben für ihre 
Meinung, die sie äußern, aufs Spiel setzen. 
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Als Sozialdemokrat will ich hier in aller Offen-
heit bekennen: Ich bin sowohl gegen den russi-
schen Kommunismus als auch gegen den chinesi-
schen Kommunismus, und ich frage die Versamm-
lung, ob dieser Kommunismus vielleicht besser ist 
als jener. Ist sich die Versammlung darüber im kla-
ren, daß ein aufgerüstetes China eines Tages die 
gleiche Politik treiben könnte, wie sie heute bei-
spielsweise die Sowjetunion in Afrika und anderen 
Teilen der Welt treibt? Hat man vergessen, daß die 
Vereinten Nationen seinerzeit im Korea-Konflikt 
China als Aggressor gebrandmarkt haben? 

Ich muß sagen, daß diese Politik, die hier betrie-
ben werden soll, außerordentlich doppeldeutig ist. 
Nur Entspannung ist eine Perspektive für eine gesi-
cherte Zukunft. Unsere Chance besteht in einer 
gleichwertigen Abrüstung und nicht in der Aufrü-
stung eines großen Staates auf dieser Erde. 

Mattick (SPD) : Herr Präsident! Meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Ich mache keinen Hehl 
daraus, daß es mir bei einigen Reden vor allem am 
Anfang dieser Debatte zeitweilig kalt den Rücken 
heruntergelaufen ist. Ich konnte einen Moment den 
Gedanken nicht los werden: Lernen wir wirklich so 
wenig aus der Geschichte? Mir fiel dabei der Hit-
ler-Stalin-Pakt ein. 

Was hier in bezug auf die politischen Beziehun-
gen zu China gesagt worden ist, so kann ich durch-
aus in den Chor derer einstimmen, die sich sehr po-
sitiv dazu geäußert haben. 

Lassen Sie mich zunächst eine kurze Bemerkung 
zu dem Verhältnis Deutschland — China machen. 
Auch Deutschland war einmal stark engagiert. In-
sofern ist der Bericht auf Seite 2 nicht ganz korrekt. 
Ich erinnere an den Boxeraufstand zu Beginn des 
vorigen Jahrhunderts, an die Ermordung des deut-
schen Botschafters, an die internationale Streit-
macht, die vom deutschen General Graf Waldersee 
geführt wurde, und an das deutsche Schutzgebiet 
Tsingtau. 

Heute, meine Damen und Herren, hat die Bundes-
republik Deutschland die Beziehungen zu China 
entspannt; wir haben freundschaftliche Beziehun-
gen. Das heißt, daß auch in Deutschland großes 
Verständnis für ein gutes Verhältnis zu China be-
steht. Die restriktive deutsche Waffenexportpolitik 
mit aktivem Engagement des Bundestages bedeutet 
für uns, keine Waffen außerhalb der NATO zu lie-
fern. Der Export von Hubschraubern nach China, 
der in dem Bericht angeführt wird, erfolgte nur für 
zivile Zwecke. Insofern ist der Bericht nicht ganz 
korrekt. 

Meine Damen und Herrn, ich möchte eine War-
nung aussprechen. Wenn man sich hier einige Re-
den angehört hat, entstand das Bild einer mögli-
chen Einkreisungspolitik gegen die Sowjetunion. 
Dieses Wort hat bei uns in Deutschland vor dem 
ersten und vor dem zweiten Weltkrieg eine verhee-
rende Rolle gespielt und die deutsche Politik nach-
haltig tragisch beeinflußt. Ich warne davor, ähnli-
che Gedanken in bezug auf die Sowjetunion zu ha-
ben. 

Wir schätzen es, daß die Chinesen den Wunsch 
nach Herstellung der nationalen Einheit Deutsch-
lands unterstützen. Aber bei der Debatte, die jetzt 
stattfindet — vor allem bei den Reden am Anfang 
der Debatte —, habe ich mich gefragt, wieso es 
möglich ist, daß die Versammlung sich so sachlich 
den Bericht des britischen Staatsministers angehört 
hat und mit Fragen untermauert hat. Darin kam das 
Bemühen und die Politik der Allianz deutlich zum 
Vorschein, die Spannungen weiter abzubauen und 
Abrüstungsverhandlungen möglichst mit Erfolg zu 
führen. Er deutete auch an, daß es auf beiden Ebe-
nen — SALT II sowie MBFR — Chancen einer wei-
teren Entwicklung gibt. Dabei hätten wir doch fra-
gen müssen: Was ist mit China los? Dann hätten 
Sie doch fragen müssen, wie der Herr Minister uns 
hier ein solches Bild malen kann, wo doch die von 
der Sowjetunion ausgehende Gefahr so groß ist, daß 
wir jetzt einen Weg suchen, uns mit China, ich 
möchte beinahe sagen: in eine Entwicklung der 
Einkreisung der Sowjetunion zu begeben. Es heißt: 
„Die Feinde meiner Feinde sind meine Freunde." 

Ich möchte eine Bemerkung dazu machen, wie 
ich die Sowjetunion sehe. Ich bin Berliner, habe 
immer in Berlin gelebt und habe alles miterlebt, 
was Deutsche in den Brennpunkten mit der Sowjet-
union erlebt haben können. Die Sowjetunion ist im 
Innern nicht so sicher, wie Sie es hier anscheinend 
empfinden. Sie hat tiefe Sorge, daß sie sich nicht 
schnell genug in eine sozialökonomische Situation 
hinüberrettet, wo die innere Unruhe oder Lethargie 
mit abgelöst werden könnte. In einem Fall, wie er 
hier angedeutet wird, würde die Sowjetunion meiner 
Ansicht nach folgendes beginnen. Um Kriege vor-
zubereiten oder auch einzuleiten, benötigt man für 
sein Volk und für sein Heer das Feindbild eines 
Gegners, der gegenübersteht. Ich bin nicht bereit, 
mitzuwirken, daß Europa sich dazu hergibt, der so-
wjetischen Führung dieses Feindbild anzubieten, so 
wie es Scharfmacher gibt, die dies auszuschöpfen 
bereit sind. Ich glaube, die Entwicklung, die wir 
gemeinsam mit der Sowjetunion eingeleitet haben, 
gibt denen in der Sowjetunion, die nicht zu den 
Scharfmachern gehören, die Möglichkeit, eine Poli-
tik mit einzuleiten, die sicher sehr mühselig sein 
wird und sicher immer wieder auch Rückfälle mit 
sich bringen wird —. Dies jetzt zu durchbrechen, 
indem man den Versuch macht, mit China zu einem 
System der gemeinsamen Feindbildposition für die 
sowjetische Bevölkerung und für das sowjetische 
Heer zu kommen, ist wohl die dümmste Politik, die 
man sich vorstellen kann. 

Dies sagt nichts dagegen, daß wir mit China 
freundschaftliche Beziehungen haben und daß wir 
China helfen. Sicher werden einige China auch 
Waffen' verkaufen. Wir werden es nicht tun. Die 
Konstruktion, die heute hauptsächlich in den ersten 
drei Reden zum Ausdruck gekommen ist, bedeutet 
jedenfalls den Bruch mit der Entspannungspolitik 
und eine Herausforderung der Sowjetunion. 

Sie werden jetzt sagen: Die Sowjetunion fordert 
uns täglich in Afrika und Asien heraus. Das gibt 
eine lange Debatte, ob das so berechtigt ist. Wenn 
es so berechtigt wäre, wäre es immer noch die bes-
sere Politik, die Sowjetunion in den Entspannungs- 
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prozeß hineinzuziehen, als daß wir den Weg für ei-
nen Rüstungswettlauf frei machen, der am Ende auf 
alle Fälle nicht zum Frieden führt. 

Ich bitte, dies zu überlegen, auch bei der Ent-
schließung. Wenn ich daran denke, in welchem 
Geiste einige diese Entschließung unterstützen, 
habe ich Sorge, ihr zuzustimmen. Ganz zustimmen 
kann ich ihr überhaupt nur, wenn die beiden letz-
ten Absätze fallen. 

Dr. Schwencke (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dies ist ganz be-
stimmt eine denkwürdige Debatte in der Geschichte 
der Westeuropäischen Union und für die Parlamen-
tarier, die in ihr vertreten sind. Die leidenschaftli-
che Rede unseres Kollegen Margue hat das soeben 
ebenso deutlich gemacht wie die Rede unseres Kol-
legen Mattick aus Berlin. Auf der anderen Seite ha-
ben das die Reden von strikten Befürwortern von 
Waffenlieferungen nach China im ganzen Ausmaß 
gezeigt. 

Es wird nicht nur Herrn Mattick, sondern auch 
manchem anderen so gegangen sein wie mir: daß 
uns der kalte Schweiß gekommen ist, weil wir be-
fürchteten, daß hier etwas an strategischen Erwä-
gungen zusammengebracht wird, was nicht zusam-
mengehört, ja, daß hier durch solche Sprecher noch 
einmal ein Stück leidvoller deutscher und europä-
ischer Geschichte, ohne Lehren daraus gezogen zu 
haben, rekapituliert werden soll: Die Welt ist nicht 
durch unsere Definition von „gut" und „böse" zu 
teilen. 

Ich glaube, daß das deswegen eine denkwürdige 
Stunde ist, weil wir hier einen Bericht diskutieren, 
der eher von einem bösen Geist der Feindschaft als 
von einem guten Geist der Freundschaft beseelt ist. 
Dort wird sogar das Zitat verwendet, daß wer der 
Feind meiner Feinde ist, mein Freund sein müßte. 
Dieser böse Geist des Berichts — wie ich sagen 
möchte — paßt hier nicht hin. Es spiegelt sich dann 
auf Grund der Ausschuß-Interventionen allerdings 
nicht in dieser krassen Form in den Empfehlungen 
wider. 

Da das alles so sehr auseinanderklafft — Bericht 
und Empfehlung —, kann ich mir gut vorstellen, 
daß ich nicht der einzige Abgeordnete bin, der sich 
einerseits mit aller Deutlichkeit für bessere Bezie-
hungen — nicht nur wirtschaftliche, sondern auch 
politische — zu China ausspricht, der aber anderer-
seits deutliche Grenzen für ein solches Vorgehen 
sieht, wenn damit der politische Entspannungspro-
zeß, den wir gemeinsam vertreten, gestört wird. 

Mir ist es bei einigen Debattenbeiträgen so vor-
gekommen, als oh wir uns in einer Situation befän-
den, in der es um die Aufnahme eines achten Mit-
glieds in die WEU ginge. Daß gerade Konservative 
die Volksrepublik China in der Debatte so ehr-
fürchtig behandeln, scheint mir ein bißchen eigen-
artig zu sein. Spaß beiseite, der Ernst ist bitter ge-
nug: Wir dürfen in dieser Versammlung auch nicht 
die Tendenz aufkommen lassen, daß uns jedes Mit

-

tel recht sei, um den Feinden unserer Feinde dazu 
zu verhelfen, daß sie die gemeinsamen Feinde bes-
ser bekämpfen können: Wir dürfen sie nicht in eine 
Situation bringen, in der diese wiederum reagieren. 
Ich muß nicht wiederholen, was mein Kollege Geß-
ner sehr einleuchtend und sehr deutlich gesagt hat: 
Wir als WEU können nur an der Fortführung der 
Entspannung interessiert sein. Alles, was dem zu-
widerläuft, muß strikt abgelehnt werden. 

Nun ist in diesem Bericht, der sicherlich eine eh-
renwerte, fleißige Arbeit ist und mit viel Engage-
ment geschrieben wurde, auch nicht alles richtig, 
was dort als richtig ausgegeben wird. Ich möchte 
nur auf ein paar solcher Punkte hinweisen, die Chi-
na-Experten in der Bundesrepublik moniert haben. 
So ist es falsch, wie der Berichterstatter die Zusam-
menhänge von Außenhandels- und Exportpolitik — 
ich beziehe mich auf Ziffer 41 — darstellt. Hier ist 
anzumerken, daß die Wachstumsrate des chinesi-
schen Außenhandels sich erstmals 1977 — auf opti-
mal 12 % geschätzt — der industriellen Wachs-
tumsrate von 14 % näherte, ohne sie aber letztlich 
zu überflügeln. In den Jahren davor war die Rate 
konstant; das Importvolumen — 1976 — war sogar 
rückläufig. Die Kreditpolitik ist also nicht als ur-
sächlich für das Außenhandelswachstum der zu-
rückliegenden Jahre anzusehen. Erst jetzt zeichnet 
sich der Schritt zu größerer Flexibilität ab. 

Ich möchte noch ein weiteres — politisch ge-
wichtigeres — Argument anführen, und zwar unter 
Bezugnahme auf die Ziffern 6 und 66 des Berichts. 
Es ist nicht richtig, daß Peking in größerem Umfang 
auf der Rückgabe der durch die „ungleichen Ver-
träge" verlorengegangenen Gebiete beharrt. Exper-
ten, die die Entwicklung in diesem Raum und die 
Politik besser verfolgt haben als macher hier, skiz-
zieren die Position folgendermaßen: Die Volksrepu-
blik China beharrt auf prinzipieller Anerkennung 
der historischen Verträge als „ungleich". Daraus 
leitet sie einen Anspruch auf Grenzverlaufsverhand-
lungen ab, nicht aber einen Anspruch auf Rückgabe 
von Territorien in größerem Umfang. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, gegen Ende einer solchen Debatte ist es si-
cherlich wichtig, daß man zugibt, daß man anders in 
die Debatte gekommen ist, als man aus ihr heraus-
kommt. Ich habe vieles gelernt. Ich sehe jetzt vor 
allen Dingen manche Zusammenhänge klarer. Ich 
möchte vor dieser Versammlung sehr deutlich sa-
gen, daß ich es als demokratischer Sozialist nicht 
verstehen kann, daß unsere konservativen Kolle-
gen, deren demokratisches Engagement ich prinzi-
piell in gar keinem Fall anzweifeln möchte, in einer 
nicht geringen Zahl leichtfertig in eine bestimmte 
gefährliche Richtung zu gehen scheinen: Das muß 
allen nur zum Schaden werden. Ich kann nur drin-
gend warnen! 

Frau von Bothmer (SPD) (Vorsitzende des Politi-
schen Ausschusses) : Herr Präsident! Als der Aus-
schuß diesen Bericht auf sich nahm und Sir Frederic 
Bennett damit beauftragte, war uns natürlich 
klar, daß es ein schwieriges Problem sein werde 
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und daß es unvermeidlich sein werde, daß der Be-
richt kontrovers gelesen, aufgefaßt und auch disku-
tiert werde. Aber davon ausgehend, kann man fest-
stellen, daß der Ausschuß übereinstimmend der 
Meinung war, daß gute Beziehungen zu China ein 
wichtiger Schritt für die Zukunft sein werden und 
daß diese guten Beziehungen unbedingt nötig sind, 
weil China eine kommende Weltmacht ist. 

Weiter ist es für den Ausschuß selbstverständ-
lich gewesen, daß es wohl angeht, wenn sich die 
WEU mit diesem Thema befaßt, weil es in unserem 
eigenen Interesse liegt, uns Gedanken über Vertei-
digung und Sicherheit zu machen. Das Zusammen-
spiel der Kräfte auf dieser Welt, das damit zusam-
menhängt, darf dabei natürlich nicht aus den Au-
gen verloren werden. Bei all den Debattenreden, 
die wir heute gehört haben und die zum Teil sehr 
heftig die UdSSR angegriffen haben, meine ich, 
sollten wir dieses Ziel im Auge behalten: Wir ha-
ben uns entschlossen, Zusammenarbeit und Sicher-
heit in Europa, aber auch in der Welt zu unterstüt-
zen und zu unserer Sache zu machen, weil wir im-
mer wieder erfahren, daß dann, wenn wir dieses 
Entspannungsbemühen aufgeben, eine Koexistenz 
von Ost und West oder der großen Gegensätze in 
dieser Welt nicht denkbar ist. 

Deswegen ist auch eine direkte Verteidigungsun -
terstützung für China ein äußerst schwieriges und 
kontroverses Problem. Wenn man diese Forderung 
im Ernst unterstützt, dann muß man sich darüber 
im klaren sein, daß die UdSSR sich provoziert fühlt. 
Das könnte vielen von uns egal sein. Aber es kann 
uns insofern nicht ganz egal sein, als das zu einer 
allgemeinen Rüstungssteigerung führt, durch die 
Verhandlungen wie z. B. SALT II absolut unnötig 
würden und aufgegeben werden könnten. Es würde 
dann nicht nur von russischer Seite ein Rüstungs-
wettlauf stattfinden, sondern an ihm würden natür-
lich auch andere Mächte dieser Welt teilnehmen. 

Entspannung ist für uns existentiell notwendig — 
das glaube ich wirklich —, was immer der einzelne 
darunter verstehen mag und wie verschiedenartig 
die Auffassungen sind, wenn wir darangehen. Ent-
spannung erscheint mir notwendig, und dies ist 
auch im Ausschuß des öfteren zur Sprache gekom-
men. Es wäre bestimmt nicht ohne Folgen und ohne 
Bedenken, wenn der schwierigste Partner der Ent-
spannungspolitik, nämlich die UdSSR, durch das, 
was Westeuropa in diesem Zusammenhang be-
schließt oder tut, dazu gebracht würde, nur noch zu 
rüsten und nicht mehr zu reden. Wie wenig man al-
lein auf Reden völlig vertrauen kann, wissen wir 
alle. Dennoch ist das Miteinanderreden unabding-
bar. — Gerade darin liegt Westeuropas Chance: 
das Gleichgewicht zu halten — zu versuchen, es zu 
halten — und eine Balance zu tragen, aus der her-
aus auch die Basis guter Beziehungen zu China ver-
standen werden kann. Ich glaube, das sollte ange-
strebt werden. 

Vielleicht habe ich diese letzten Bemerkungen 
nicht im Namen aller Mitglieder des Ausschusses 
gemacht. Aber ich halte sie für bedenkenswert im 
Rahmen dieser Arbeit. 

Mittwoch, den 21. Juni 1978 

Tagesordnungspunkt: 

Internationaler Terrorismus 
(Drucksache 771) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Müller 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Liebe Kol-
legen! Uns allen werden wahrscheinlich die Bilder 
unvergeßlich bleiben, die dank des Mediums Fern-
sehen in alle Welt gingen, als der Vorsitzende der 
Christlich-Demokratischen Partei Italiens, Aldo 
Moro, oder der Vorsitzende des Arbeitgeberverban-
des der Bundesrepublik Deutschland, Hanns Martin 
Schleyer, von Terroristen ermordet aufgefunden 
wurde. Unvergeßlich werden uns auch die Bilder 
bleiben, die zeigten, wie jene Terroristen kaltblütig 
Fahrer und Begleitmannschaft der beiden Herren er-
mordet haben. 

Politischer Mord ist an und für sich etwas Ural-
tes in der Geschichte der Menschheit. Nicht nur 
Cäsar wurde von Brutus ermordet. Aber es gibt 
heute eine neue Qualität des politischen Mordes, 
die sich vor allem dadurch auszeichnet, daß die 
Motivation für diese Morde oft undefinierbar ist 
und daß die Auswahl der Opfer oft wahllos ist. Ich 
denke nur daran, daß von politischen terroristi-
schen Aktionen genauso betroffen waren unschul-
dige Arbeiter in einer Druckerei in Hamburg wie 
Arbeiter und Rentner, die abends nach Hause fuh-
ren und durch explodierende Bomben in Schließfä-
chern verletzt oder getötet wurden. Frauen und 
kleine Kinder waren von der Luftpiraterie betrof-
fen, und die Sprengung eines Busses, der Touristen 
durch ein Land fährt, hat ja gerade nichts mit einer 
direkten politischen Aktion zu tun. 

Seit den Jahren 1966 und 1967 erleben wir eine 
Eskalation des Terrorismus. Ich darf einmal an dem 
Beispiel des Terrorismus in meinem Lande, in der 
Bundesrepublik, eine Linie aufzeigen. 

Aus einer linksradikalen Organisation, die am 
Anfang unter anderem mit Hilfe von Geldern aus 
der Deutschen Demokratischen Republik aufgebaut 
worden war, entwickelte sich die Keimzelle eines 
sinnlosen Kampfes aller gegen alle. Am Anfang 
stand eine gewisse geistige Verwirrung. Man ver-
teidigte Gewalt gegen Sachen. Es gab bestimmte 
Philosophen — ich denke nur an Herbert Marcuse —, 
die eine neue Form des weltweiten Kampfes de-
klarierten. Man begann sogar im Bereich des Erzie-
hungswesens — man braucht ja nur an die antiau-
toritären Kinderläden etwa zu denken — eine Um-
funktionierung aller Werte vorzunehmen. Es ist si-
cher nicht von ungefähr, daß einer der führenden 
Köpfe der Rote-Armee-Fraktion, Jan-Carl Raspe, 
einer der Chefideologen dieser antiautoritären Er-
ziehungsbewegung war. Sein Aufsatz in Heft 17 des 
„Kursbuches" von Enzensberger ist auch heute noch 
lesenswert. Es gab andere Schriftsteller, die „Steck-
briefe" verfaßten, die dann zur Anregung wurden, 
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wenn ich nur an den Fall von Hanns-Martin Schleyer 
denke. Sie alle waren Stationen auf dem Wege 
der Eskalation. 

Auch der Kreis der Sympathisanten hat sicher 
mit dazu beigetragen. Da wurde Geld für Waffen 
gespendet von Leuten, die des öfteren im Fernsehen 
auftraten und eine Rolle spielten. Da haben be-
kannte Kulturschaffende die Bereitschaft gezeigt, in 
einem „Rechtshilfefonds" Gelder zu sammeln, um 
den internationalen Terrorismus zu unterstützen. 

Auch die internationalen Verbindungen sind im-
mer größer geworden. Wir wissen von den Quer-
verbindungen etwa der Brigate Rosse in Italien zur 
Rote-Armee-Fraktion in der Bundesrepublik. Wir 
wissen, daß dieser Terrorismus in unterschiedlichen 
Formen auftritt und daß die einzelnen Länder in der 
Intensität unterschiedlich betroffen sind, daß aber 
kaum ein europäisches Land davon verschont 
bleibt, ob das die Bundesrepublik Deutschland ist, 
ob das Italien ist, wo die krassesten Beispiele be-
kannt sind. Aber auch neutrale Staaten wie Oster-
reich oder die Schweiz oder kleine Staaten wie 
Holland sind von dieser Welle des internationalen 
Terrorismus betroffen. Man kennt keine Grenzen 
mehr bei den Terroristen. Sicher hat der Fortschritt 
der europäischen Einigungsbewegung, der die 
Grenzen Gott sei Dank durchlässiger gemacht hat, 
der logistischen Struktur des Terrorismus gehol-
fen. 
Selbst die Ost-West-Grenzen spielen dabei kaum 

eine Rolle. Wir wissen, daß Ulrike Meinhof und 
Andreas Baader nach der Befreiungsaktion in Ber-
lin damals über den Ostberliner Flughafen Schöne-
feld in den Nahen Osten gegangen sind. Wir wis-
sen, daß allein drei der in Turin angeklagten Mit-
glieder der Brigate Rossee, obwohl nach ihnen in 
Italien schon gefahndet worden war und sie steck-
brieflich gesucht waren, eine Chance gegeben war, 
in der Tschechoslowakei zu wirken. Wir sehen, daß 
die Durchlässigkeit der Grenzen und die Wirkungs-
möglichkeiten des Terrorismus sehr groß geworden 
sind. 

Die Quantität des Terrorismus hat — um mit 
Friedrich Engels zu sprechen — eine neue Qualität 
geschaffen. Für mich als Abgeordneten einer parla-
mentarischen Demokratie wiegen am schwersten 
die Eingriffe in den zivilen und freiheitlichen Be-
reich, die durch die Bekämpfung des Terrorismus 
zum Teil notwendig geworden sind. Selbst die freie 
Meinungsäußerung wird durch die Terroristen oder 
durch die Folgeerscheinungen der Terroristen gele-
gentlich in Frage gestellt. Ich selbst wurde z. B. von 
dem Organ einer Regierungspartei in meinem Lan-
de angegriffen, weil ich mich dafür einsetzte, daß 
ein Künstler auch dann seine Meinung frei äußern 
kann und darf, wenn er auf der anderen Seite eine 
terroristische Vereinigung sogar unterstützt. 

Etwas anderes ist die Frage, ob es erlaubt sein 
kann, daß der Staat oder staatliche Instanzen derar-
tigen Sympathisanten des Radikalismus zur Seite 
stehen. Auch wer direkt zur Gewaltanwendung auf-
fordert, soll die Strenge des Gesetzes erfahren. 

Ich möchte hier ausdrücklich anerkennen, daß 
die meisten, ja, fast alle Parteien des demokrati

-

schen Verfassungsbogens in Europa die Schwierig-
keiten der Terrorismusbekämpfung erkannt haben 
und bereit waren, auch hier gemeinsam zu arbeiten. 
Auch die Kommunistische Partei Italiens war z. B. 
damit einverstanden, daß eiii Sender wie Radio Ali-
ce in Bologna, der direkt zur Gewaltanwendung 
aufforderte, nicht mehr senden durfte. 

Der internationale Terrorismus, liebe Kollegen, 
erfordert — daran besteht kein Zweifel — auch 
eine internationale Antwort. Die Westeuropäische 
Union hat eine besondere Kompetenz, die sich vor 
allem aus Art. V des Protokolls des geänderten 
Brüsseler Vertrages ergibt. Ich möchte hier in mei-
ner einführenden Rede nicht im Detail auf diese 
Kompetenz eingehen. Ich bin auf sie ausdrücklich 
in meinem Bericht eingegangen, der Ihnen vorliegt. 
Ich darf auf die entsprechenden Passagen verwei-
sen. Die Frage der Zuständigkeit scheint mir ge-
klärt zu sein. 

Das Problem der inneren Sicherheit bedarf mei-
ner Ansicht nach eingehender Konsultationen im 
Rat der Westeuropäischen Union. Denn es gibt kei-
nen Zweifel, daß die innere Sicherheit sehr eng mit 
dem eigentlichen Zweck der Westeuropäischen 
Union, dem Verteidigungsauftrag, verbunden ist. 
Auch das Zusammenwirken etwa verschiedener 
Einrichtungen der Terrorismusbekämpfung in den 
Mitgliedsländern der Westeuropäischen Union be-
darf meiner Ansicht nach einer eingehenden Kon-
sultation. Ich will das nur an einem Beispiel aufzei-
gen: Etwa die Aufstellung oder der Einsatz von be-
stimmten Sondereinheiten nicht im eigenen Land, 
sondern in einem anderen Land, etwa in einem Mit-
gliedsland der Westeuropäischen Union, erfordert 
doch vorher oder vorbereitend eingehende Konsul-
tationen. Daß dies aktuell ist, wissen wir alle. Ich 
brauche nicht erst an den Einsatz einer deutschen 
Sondereinheit — der GSG 9 des Bundesgrenzschut-
zes — außerhalb der Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland zu erinnern. 

Die Mitgliedsländer der WEU sind auf Grund des 
Art. V zur Berichterstattung darüber verpflichtet, 
wie es um die Einrichtungen der internen Verteidi-
gung bestellt ist, wie stark die Einheiten für die in-
terne Verteidigung und die Polizei sind, wobei es 
natürlich immer sehr schwierig ist, hier genaue De-
finitionen vorzunehmen, da ja verschiedene Zustän-
digkeiten in einzelnen Ländern vorhanden sind, da 
verschiedene Ministerien verantwortlich sind und 
es keine einheitliche Handhabung in den Mitglieds-
ländern gibt. Ich habe das Gefühl, daß diese Bericht-
erstattung, die in den jährlichen Berichten vorge-
nommen wurde, im Laufe der Jahre zu einer gewis-
sen Routine erstarrt ist. Man hat die Berichte ent-
gegengenommen, man hat sie zur Kenntnis genom-
men, man hat sie ad acta gelegt, d. h. sie sind in die 
Dokumente des Rates eingegangen. Ich bezweifle 
aber, daß eine ausführliche Diskussion der Situa-
tion und der Lage stattgefunden hat. 

Wenn sich jetzt die beratende Versammlung der 
Westeuropäischen Union mit diesen Problemen be-
schäftigt, wenn wir hier eine Initiative ergriffen ha-
ben, um das Problem des internationalen Terroris-
mus eingehender zu erörtern, so soll das auch eine 
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Aufforderung an den Rat sein, sich intensiver mit 
diesen Fragen auseinanderzusetzen. Ich glaube, daß 
durch diese Diskussion vor allem angeregt werden 
soll — das geht ja aus der Resolution hervor —, 
daß jegliche Unterstützung — ganz gleich, in wel-
cher Art, etwa auch durch Asylgewährung — von 
politischen Terroristen in den Mitgliedsländern der 
Westeuropäischen Union ausgeschlossen werden 
soll, daß eine Gruppe eingerichtet werden soll, um 
die Antiterrormaßnahmen zu koordinieren, eine 
Gruppe, die nach dem Beispiel einer Einrichtung 
wie Interpol aufgebaut sein soll, und daß die Koor-
dination von gemeinsamen Aktionen gewährleistet 
sein soll. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, die 
größte Bedrohung durch den Terrorismus — ich 
sage es noch einmal — ist für mich nicht die un-
mittelbare Bedrohung von Leib und Leben des ein-
zelnen Bürgers in unseren Demokratien, sondern 
die größte Bedrohung durch den Terrorismus ist die 
direkte Herausforderung, die direkte Bedrohung der 
— so möchte ich es einmal sagen — Verfassung 
dieser freiheitlichen Demokratien. Wir wollen ja 
unsere freiheitliche Grundordnung in den Mit-
gliedsländern der Westeuropäischen Union aufrecht-
erhalten; wir wollen sie als Demokraten ausbauen. 
Aber gerade die Erhaltung dieser Demokratie ist 
durch terroristische Aktionen gefährdet, weil diese 
terroristischen Aktionen auch verständliche Emo-
tionen in weiten Kreisen der allgemein betroffenen 
Bevölkerung erregen. 

Wir, die Parlamentarier der Westeuropäischen 
Union, haben hier eine besondere Wächterfunktion. 
Wir glauben, daß der Rat der Versammlung über 
die Maßnahmen, die er zur Bekämpfung des Terro-
rismus ergriffen hat, berichten sollte. Wir sind der 
Meinung, daß hier ein ständiger Meinungsaus-
tausch stattfinden sollte. Der Rat sollte mit dem Ge-
neral Affairs Committee in einen gegenseitigen 
Meinungsaustausch eintreten. Er sollte berichten, 
was geschieht, und die Anregungen aus dem Lager 
der Parlamentarier sollten auch dort eingebracht 
werden können. Ein ständiger Dialog sollte sozusa-
gen die Folge sein. 

Es wäre ein Sieg der terroristischen Systemver-
änderer, wenn die westeuropäischen Staaten sich 
nicht in der Lage sähen, entschlossen und kraftvoll 
gemeinsam zu handeln, um die demokratischen Er-
rungenschaften vor denjenigen zu schützen, die sie 
vernichten wollen. In diesem Sinne erstatte ich die-
sen Bericht. In diesem Sinne appelliere ich an Sie, 
diesen Bericht anzunehmen, um so einen neuen 
Ausgangspunkt für die Auseinandersetzung mit 
dem gefährlichen internationalen Terrorismus zu 
finden. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Liebe Kol-
legen! Zunächst einmal möchte ich mich herzlich 
für die Diskussionsbeiträge, die abgegeben worden 
sind, bedanken. Sie waren alle konstruktiv. Sie wa-
ren ein Beitrag zur Erörterung und zur Ausweitung 
der Behandlung des gesamten Problemkreises, der 
in unserem Empfehlungsentwurf angesprochen ist. 

Lassen Sie mich ganz kurz auf die Amendments 
eingehen, weil ich der Meinung bin, daß Sie mei-
nen Standpunkt als Rapporteur ganz klar kennen 
sollten. 

Zunächst zum Amendment  No. 1 des Kollegen 
Hardy: Man kann natürlich darüber diskutieren, ob 
es sinnvoll ist, eine solche Formulierung in dieser 
Resolution zu haben. Es würde auch nicht schaden, 
wenn wir sie strichen. Ich bin der Meinung, daß 
wir das Amendment des Kollegen Hardy durchaus 
unterstützen können, das vorsieht, den Paragra-
phen 4 aus der Draft .  Recommendation zu strei-
chen. 

Zu dem Amendment No. 3 des Kollegen Calaman-
drei und Genossen: Ich bin der Meinung, daß man 
auch diesem Amendment zustimmen kann. Es ist 
tatsächlich so, daß es eine Einschränkung der Wir-
kungskraft dieser Empfehlung zur Folge hätte, 
wenn wir die Motive, die wir aufgezählt haben, als 
die gefährlichen terroristischen Motive betrachteten. 
Niemand weiß, was für ein Motiv terroristische Ak-
tionen in ein paar Monaten oder im nächsten Jahr 
auslösen kann. Insofern stimme ich dem Kollegen 
Calamandrei hier zu und unterstütze sein Amend-
ment No. 3. 

Das gleiche gilt auch für Amendment Nr. 4. Na-
türlich wird der Terrorismus nicht nur international 
bekämpft. Er wird auch national bekämpft. Ich 
glaube, das ist eine Selbstverständlichkeit. Der 
Vorschlag, statt „only" „also" in den englischen 
Text einzusetzen, findet auch meine Zustimmung. 

Anderer Meinung bin ich, was das Amendment 
No. 2 betrifft, das vom Kollegen Stoffelen hier ein-
gebracht wurde. Der Kollege Stoffelen hat in seiner 
Rede auch versucht, die Motive dafür zu erläutern, 
warum er dieses Amendment hier eingebracht hat. 
Er bezog sich unter anderem dabei auf die Erörte-
rungen, die es im Bereich des Europarates gibt. 

Liebe Kollegen, wir dürfen nicht vergessen: Wir 
sind die Versammlung der Westeuropäischen 
Union. Hier sind die Vertreter von sieben Ländern 
mit einem ganz besonderen Auftrag versammelt, 
während der Europarat mit 20 Mitgliedstaaten eine 
viel breitere Zusammensetzung und andere Aufga-
ben als die Westeuropäische Union hat. 

Ich glaube, den Text, der von mir vorbereitet 
wurde und in dem es heißt, daß die Möglichkeiten 
und die Mittel zu studieren und zu prüfen seien, wie 
die Mitgliedsländer der Westeuropäischen Union 
jeden anderen Staat überzeugen können, Terrori-
sten kein Asyl zu geben oder andere Hilfe zu ge-
währen, muß man bejahen. Ich möchte das gerade 
auch im Hinblick auf das, was unser spanischer 
Gast heute gesagt hat — er ist auf diesen Punkt 
ausdrücklich eingegangen —, unterstreichen. Ich 
möchte ihm ausdrücklich für seinen Beitrag in die-
ser Debatte danken. Gerade Spanien, Herr Präsi-
dent, ist ein Land, das auf dem Wege von der Dik-
tatur zur Demokratie von terroristischen Kräften 
bedroht wird. Wir müssen daran interessiert sein, 
daß die terroristischen Kräfte in diesem Land keine 
Chance haben; denn andernfalls wäre der Aufbau 
der Demokratie gefährdet. 
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Ich plädiere also ausdrücklich dafür — ich beto-
ne es noch einmal —, daß das Amendment No. 2 
des Kollegen Stoffelen abgelehnt wird, während ich 
für die Annahme der Amendments No. 1, No. 3 und 
No. 4 der Kollegen Hardy und Calamandrei eintrete. 

Lassen Sie mich meine Bemerkungen mit einem 
ganz kurzen aktuellen Hinweis schließen. Während 
wir hier debattieren, in der Zeit seit der Eröffnung 
der Debatte, hat sich wieder ein terroristischer Ge-
waltakt ereignet. Mir ist gerade die dringende 
Fernschreibmeldung hierher gebracht worden. Ich 
darf sie Ihnen bekannt geben. Es handelt sich um 
einen terroristischen Akt in Italien. Der frühere 
Chef der Antiterrorgruppe in Genua, Antonio Espo-
sito, der zur Zeit Chef des Polizeikommissariats in 
Nervi ist, wurde heute vormittag ermordet. Wir se-
hen: Der internationale Terrorismus hat wieder ein-
mal ein Opfer gefunden. Es soll für uns ein Auftrag 
sein, alles zu tun, um diese Bestie Terrorismus zu 
bekämpfen. 

Frau von Bothmer (SPD) (Vorsitzende des Politi-
schen Ausschusses) : Herr Präsident! Wie die De-
batte gezeigt hat, hat sich das bewahrheitet, was 
wir auch schon in der Diskussion des Ausschusses 
herausgefunden hatten, nämlich daß dieses Problem 
ein ungewöhnlich schwieriges ist; denn einerseits 
ist die Bekämpfung des Terrorismus ein innenpoliti-
sches Problem, bei dem es um den Einsatz der Poli-
zei der Länder geht, andererseits ist durch den 
Brüsseler Vertrag ganz klar eine Kompetenz für 
uns mit der Aufgabe zu internationaler Zusammen-
arbeit gegeben. Weil der Terrorismus längst über 
die Staatsgrenzen hinausgegriffen hat, ist es not-
wendig geworden, daß wir uns damit befassen und 
daß wir zu diesem wichtigen und diffizilen Thema 
einen Berichterstatter ernannt haben, der das The-
ma sehr sachlich angegangen ist. 

Es bedarf ganz bestimmt eines großen politischen 
Taktes des Ministerrates, damit sich die Regierun-
gen in einer Weise mit dem Terrorismus befassen, 
durch die die Zusammenarbeit gefördert wird und 
dennoch keine Eingriffe in innenpolitische Aktio-
nen in der Weise stattfinden, daß es zu Reibungen 
kommen könnte. 

Im Gegenteil: Ich sehe eine wichtige Aufgabe bei 
der Absprache der Regierungen über dieses schwie-
rige Thema darin, daß verhindert wird, daß Mißver-
ständnisse auftauchen — z. B. dann, wenn etwa der 
eine oder andere Staat besondere Maßnahmen er-
greifen muß, die ihm im Augenblick notwendig er-
scheinen. Es ist bisher des öfteren so gewesen, daß 
auf anderen Seiten ein gewisses Unverständnis ent-
stand, das zu politischem Zündstoff werden könnte. 

Ich erhoffe mir nicht zuletzt auch von dieser 
Aussprache hier und von den Empfehlungen, die an 
den Ministerrat gegeben werden, daß der politische 
Zündstoff ausgeräumt und die Zusammenarbeit ver-
bessert wird. 

Abg. Stoffelen schlägt in einem Änderungsantrag 
vor, im Abs. 5 der nachstehenden Empfehlung 314 
die Wörter „Asyl oder anderweitige" zu strei-
chen. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Ich möchte noch einmal 
gegen die Annahme dieses Amendments sprechen. 
Wenn die Begründung richtig wäre, die der Kollege 
Stoffelen gerade gegeben hat, nämlich daß wir uns 
bereits an anderer Stelle — in der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates — mit dieser 
Frage beschäftigt haben, dann frage ich: Warum 
haben wir uns hier überhaupt mit der Frage des 
Terrorismus beschäftigt, denn im Europarat haben 
wir dieses Thema ja bereits erörtert? 

Nun müssen wir wissen — ich habe das vorhin 
ja betont — daß die Zusammensetzung des Europa-
rates eine andere ist als die der Westeuropäischen 
Union. Hier sind sieben Länder mit ganz bestimm-
ten politischen Aufträgen und Zwecken des Brüsse-
ler Vertrags vertreten, während im Europarat 20 
Länder unter ganz anderen Aspekten zusammenge-
schlossen sind. Hier soll ja nicht etwas beschlossen 
werden, was dem widerspricht, was in der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates be-
schlossen wurde. Hier soll beschlossen werden — 
ich weise noch einmal darauf hin —, daß die Regie-
rungen die Mittel studieren sollen, wie andere 
Staaten — nicht etwa nur europäische Staaten oder 
die Mitgliedstaaten des Europarates, sondern alle 
anderen Staaten — überzeugt werden können, Ter-
roristen oder terroristischen Organisationen keiner-
lei Hilfestellung — ganz gleich, in welcher Art — 
zu gewähren. 

Liebe Kollegen, kann man eigentlich mehr ver-
langen, als daß sich die Regierungen darüber Ge-
danken machen, mit uns in einen Meinungsaus-
tausch — den wir ja wollen und den ich für die 
Versammlung ausdrücklich gefordert habe — dar-
über eintreten und uns dann berichten, zu welchen 
Ergebnissen sie gekommen sind? 

Ich möchte also noch einmal entschieden dafür 
plädieren, das Amendment des Kollegen Stoffelen 
zurückzuweisen. 

(Der Änderungsantrag des Abg. Stoffelen wird ab-

gelehnt) 

Empfehlung 314 

betr. den internationalen Terrorismus 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Anwendung terroristi-
scher Methoden durch Organisationen jedweder 
Schattierung eine Herausforderung an die Aus-
übung der Demokratie durch die westeuropäischen 
Länder darstellt und die Gefahr in sich birgt, deren 
Sicherheit zu gefährden; 

ist der Auffassung, daß die Entwicklung der mo-
dernen Technologien die industrialisierteren Länder 
gegenüber terroristischen Organisationen beson-
ders verletzlich macht; 

vermerkt, daß der Rahmen der terroristischen 
Aktionen sich über die nationalen Grenzen hinaus 
ausgeweitet hat; 
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ist deshalb der Auffassung, daß der Terrorismus 
ein Problem darstellt, das auch in einem internatio-
nalen Rahmen behandelt werden kann, wie dies der 
Europarat mit der Vorbereitung einer europäischen 
Konvention tat, die sich auf Fragen erstreckt, die in 
seinen Kompetenzbereich fallen; 

bedauert die Tatsache, daß bestimmte souveräne 
Staaten terroristischen Unternehmen oft passive 
und manchmal sogar aktive Unterstützung gewährt 
haben; 

stellt fest, daß diese Bewegungen seit 1970 beson-
ders aktiv geworden sind und die Regierungen eini-
ger Mitgliedsländer dadurch zwingen, ihre Streit-
kräfte für die bodenständige Verteidigung und ihre 
Polizeikräfte in erheblichem Maße zu verstärken; 

vermerkt, daß der geänderte Brüsseler Vertrag 
dem Rat im Hinblick auf die Bekämpfung des Ter-
rorismus besondere Kompetenzen gibt; 

begrüßt die Tatsache, daß der Rat 1970 und in 
den darauffolgenden Jahren im Hinblick auf die Be-
kämpfung der Luftpiraterie und den Schutz von Di-
plomaten die Initiative zur Ausübung seiner Kom-
petenzen ergriffen hat; 

empfiehlt dem Rat, 

1. die Ratifizierung der vom Europarat ausgearbei-
teten und von den Mitgliedsregierungen bereits 
unterzeichneten Konvention über den Terroris-
mus durch die Mitgliedstaaten der WEU zu för-
dern; 

2. bei der Annahme der von den Mitgliedsländern 
vorgelegten Übersichten über ihre Streitkräfte 
für die bodenständige Verteidigung und ihre Po-
lizeikräfte die Gründe zu prüfen, die Verände-
rungen in diesen Übersichten rechtfertigen; 

3. dabei zu versuchen, die Bedingungen zu koordi-
nieren, unter denen solche Kräfte zur Bekämp-
fung des Terrorismus eingesetzt werden kön-
nen; 

4. die politischen Konsultationen zwischen seinen 
Mitgliedern zu fördern, um internationale Lö-
sungen für Probleme zu finden, die die Gefahr 
in sich bergen, terroristische Aktivitäten her-
vorzurufen; 

5. die Mittel zu prüfen, mit denen Westeuropa 
wirksam jeden Staat davon abhalten kann, Ter-
roristen Asyl oder anderweitige Unterstützung 
zu gewähren; 

6. die Mitgliedsregierungen aufzufordern, alle ver-
einbarten Maßnahmen strikt anzuwenden, um 
ihre Solidarität gegenüber terroristischen Bedro-
hungen unter Beweis zu stellen; 

7. der Versammlung in geeigneter Weise über die 
Maßnahmen zu berichten, die er unternommen 
hat, um der Herausforderung des internationa-
len Terrorismus zu begegnen. 

Tagesordnungspunkt: 

Europäische Sicherheit und Probleme 
in Afrika 

(Drucksache 772) 

Berichterstatter: Abg. Dr. Müller 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zum zweitenmal innerhalb 
kurzer Zeit beschäftigen wir uns in dieser Ver-
sammlung mit den Problemen Afrikas und ihren 
Auswirkungen auf die Westeuropäische Union. Als 
wir uns in der letzten Plenarversammlung das erste 
Mal mit dieser Frage auseinandersetzten, war nicht 
vorauszusehen, welche politische Entwicklung in 
einzelnen Gebieten Afrikas eintreten könnte. Der 
Rapporteur kann — so möchte ich fast sagen — mit 
einer gewissen Befriedigung feststellen, daß er mit 
seinen Äußerungen, die er vor einiger Zeit hier in 
dieser Versammlung zu den afrikanischen Fragen 
gemacht hat, nicht allzu schief gelegen hat. Er war 
zwar kein politischer Prophet, er konnte nicht alles 
voraussehen, was sich dort ereignet, aber er lag in 
seiner Einschätzung auch nicht abseits von der po-
litischen Entwicklung. Leider hat sich manches be-
stätigt, was damals in der letzten Versammlung 
von mir befürchtet wurde. 

Lassen Sie mich noch einmal ein Bild von Afrika 
zeichnen. In meinem Büro zu Hause hängt eine 
Landkarte von Afrika aus dem Jahre 1806. Auf die-
ser Landkarte, die noch gar nicht so sehr alt ist, 
sind nur die Küstenstreifen und vielleicht noch die 
Regionen entlang der Flußläufe klar dargestellt. Al-
les andere stellt sich als ein weißer Fleck dar. Wir 
wissen, daß z. B. der Viktoriasee, der größer als das 
Bundesland Bayern in der Bundesrepublik ist, für 
Europa überhaupt erst vor 120 Jahren von zwei 
Engländern entdeckt worden ist. Um so erstaunli-
cher ist es, wie sehr wir heute mit diesem Konti-
nent Afrika beschäftigt sind und wie sehr wir uns 
mit den Fragen dieses Kontinents auseinanderset-
zen müssen. 

Mit der Phase der Entdeckung, die etwa Mitte 
des vergangenen Jahrhunderts begann, setzte eine 
Phase der europäischen Kolonialisierung ein, die  — 
der  Zeit des 19. Jahrhunderts entsprechend — zu 
bestimmten Konsequenzen führte, mit denen wir 
uns heute im Guten und im Bösen noch auseinan-
derzusetzen haben. Das Zeitalter des Kolonialismus 
im 19. Jahrhundert war ja ein Zeitalter, in dem alle 
europäischen Staaten an der Kolonialisierung mit-
wirkten. Die einen waren in Afrika daran beteiligt, 
die anderen — ich denke beispielsweise an das za-
ristische Rußland — eroberten sich Asien. Wir wis-
sen, daß die Folgen dieser Kolonialisierungspolitik 
uns auch heute noch vor einige Probleme stellen. 
Ich möchte hier — dies ist die einzige historische 
Bemerkung, die ich noch machen möchte — auf ei-
nen sehr interessanten internationalen Kongreß 
hinweisen, der sich im Jahre 1907 mit der Frage 
des Kolonialismus beschäftigt hat. Es war der Kon-
greß der Sozialistischen Internationale In Stuttgart, 
auf dem es — nach Abwägung von Mehrheits- und 
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Minderheitsmeinungen — die Meinung der Mehr-
heit der Delegierten war, daß die Kolonialpolitik 
eine Aufgabe der europäischen Industrienationen 
und Kulturvölker — wie man sich damals aus-
drückte — sei. Vor allem der holländische Dele-
gierte van Kol, aber auch eine Reihe deutscher und 
englischer Sozialdemokraten waren der Meinung, 
daß Kolonialpolitik zwar natürlich nicht Ausbeu-
tung sein dürfe, daß die europäischen Staaten aber 
eine Verpflichtung hätten, ihre kulturellen Werte 
anderen Nationen weiterzugeben und so zur Ent-
wicklung dieser Nationen beizutragen. 

Meine sehr geehrten Kollegen, eine solche Dis-
kussion wäre 60 oder 70 Jahre später nicht mög-
lich. Sie würde heute unter ganz anderen Aspekten 
geführt werden. Trotzdem: Das Zeitalter der Entko-
lonialisierung, das nach dem zweiten Weltkrieg be-
gonnen hat, hat leider manches von dem in die Ge-
genwart hereingebracht, was aus dem 19. Jahrhun-
dert stammt. Manche Konflikte in Afrika — denken 
wir nur an die Konflikte am Horn von Afrika, die 
ja heute so aktuell sind —, sind Folgen einer kolo-
nialen Entwicklung, weil willkürliche Grenzen ge-
zogen worden sind — je nach dem Einflußbereich 
von Großmächten —, bei denen auf Stammes- und 
Sprachengemeinsamkeiten keine Rücksicht genom-
men wurde. In späteren Jahren, nämlich eben im 
Zeitalter der Entkolonialisierung, stellten diese ge-
meinsamen Stammes- und Sprachbindungen dann 
natürlich einen Konfliktstoff im Verhältnis der in-
zwischen souverän gewordenen Staaten dar. 

In manchen Fällen war es auch so — ich möchte 
das ganz offen sagen —, daß die Entkolonialisie-
rung in einigen Ländern etwas überstürzt vor sich 
ging. Ich glaube, einige der Probleme, die wir heute 
in Zaire, dem ehemaligen Belgisch-Kongo, haben, 
hätten vielleicht nicht in dieser Schärfe aufzutreten 
brauchen, wenn der Übergangsprozeß vom reinen 
Kolonialismus zu einem souveränen Staat sich über 
eine längere Phase erstreckt hätte, wenn es also 
mehr Hilfestellung bei der Bildung dieses neuen 
Staates gegeben hätte. 

Der Einfluß Europas in Afrika ist nach wie vor 
ein beherrschender Einfluß. Ich meine damit nicht 
den politischen Einfluß, sondern den Einfluß euro-
päischer Sprachen, europäischer Kultur, europä-
ischer Sitten und natürlich auch den Einfluß von 
europäischer Wirtschaft und von Industrialisie-
rung. 

Meine lieben Kollegen, die Probleme, die wir 
heute in Europa mit den Rohstoffen haben, sind 
keine Probleme des 19. Jahrhunderts. Die indu-
strielle Revolution des 19. Jahrhunderts und die 
Technologierevolution des 20. Jahrhunderts haben 
beide dazu beigetragen, daß Kontinente wie Afrika 
für die Industrienationen interessant geworden 
sind. Im 19. Jahrhundert wurde das Eisenerz für die 
europäischen Eisenhütten noch in Europa gewon-
nen. Gelegentlich haben die europäischen Staaten 
um die Bergwerke sogar noch Krieg geführt. Heute 
kommt ein großer Teil dieser Rohstoffe aus Afrika 
und aus anderen Ländern. Es ist klar, daß die tech-
nische und industrielle Entwicklung auch hier ei-
nen ganz wesentlichen Einfluß hat. 

Ich sprach davon, daß Europa den afrikanischen 
Kontinent immer noch präge. Vergessen Sie bitte 
nicht, wie in Parlamenten, wie in Regierungen bei 
Verhandlungen dort gesprochen wird: französisch, 
englisch oder auch italienisch. Die europäische 
Sprache ist nach wie vor bildend und stellt oft eine 
einheitliche Klammer für einzelne afrikanische 
Staaten dar, wenn z. B. der eine Staat Französisch 
und der andere Staat Englisch spricht. 

Wenn ich von Europa spreche, sehe ich als De-
mokrat dieses Europa natürlich auch in der Tradi-
tion der Werte der Freiheit, in der Tradition der 
Werte auch der — wenn Sie so wollen — bürgerli-
chen Revolution von 1789: Freiheit, Gleichheit, Brü-
derlichkeit. Parolen wie diese sind in die Ideenge-
schichte eingegangen, aber sie sind, wie wir wis-
sen, nicht überall verwirklicht worden, was die 
Rechte des Individuums und die Menschenrechte be-
trifft. Wenn ich an diese Tradition Europas anknup-
fe, muß ich darauf hinweisen, daß in Afrika an den 
verschiedensten Orten — ich will hier gar keine 
Aufzählung vornehmen; meine Redezeit würde bei 
weitem überschritten, wenn ich die Staaten auf-
zählte, in denen Menschenrechte verletzt werden — 
Menschenrechte entweder verletzt werden oder 
überhaupt noch nicht Wirklichkeit geworden sind. 
Das gilt auch für die Südafrikanische Union, für 
Rhodesien und selbstverständlich auch für Nami-
bia. Dies gilt aber nicht nur für diese Länder, in 
denen Apartheidspolitik, Rassentrennungspolitik be-
trieben wird, die gegen Menschenrechte ist, son-
dern es gilt in dem gleichen Maße auch für die an-
deren Staaten, in denen zum Teil viel schlimmere 
Dinge — Folterungen brutalster Art — passieren 
und die man als Rechtsstaat im eigentlichen Sinne 
überhaupt nicht bezeichnen kann. 

Europäische Tradition im guten Sinne als Tradi-
tion der Menschenrechte und der Demokratie be-
deutet für uns als europäische Parlamentarier na-
türlich auch eine besondere Verantwortung gegen-
über diesem afrikanischen Kontinent, nämlich die 
Verantwortung, auf die Einhaltung der Menschen-
rechte zu achten und für die Einhaltung dieser 
Menschenrechte einzutreten. 

Nun wissen wir, meine lieben Kollegen, daß eine 
Entwicklung im Fluß ist — ich darf jetzt nur ein-
mal auf den südafrikanischen Teil hinweisen —, die 
uns gewisse Hoffnungen gibt. Ich persönlich hoffe 
inständig, daß der Versuch mit der internen Lösung 
in Rhodesien dazu führt, daß die Mehrheit der Be-
völkerung Rhodesiens in freier Selbstbestimmung 
ein freies und unabhängiges Rhodesien schafft, 
oder wie immer sein Name sein wird, etwa Zimbab-
we; man knüpft ja in Afrika Gott sei Dank, auch an 
alte Traditionen an. Möglichst wenig Blut soll noch 
vergossen werden, bis dieses Ziel erreicht ist. Ich 
meine, alle diejenigen — ganz gleich, auf welcher 
Seite —, die noch zum Blutvergießen beitragen, 
muß unsere Verachtung treffen. 

Ich hoffe auch, daß sehr bald eine Lösung der 
Namibia-Frage zustande kommt. Ich bin Deutscher, 
und ich möchte sagen, es gehört in diesem Fall zu 
den großen Glücksfällen meines Landes, den ersten 
Weltkrieg und damit auch die Kolonien verloren zu 
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haben, weil wir von diesem Problem, das andere 
Länder dann hatten, nicht mehr tangiert worden 
sind. Aber irgendwie gibt es noch emotionale Be-
ziehungen zu diesem Land, das Namibia heißt, und 
deswegen auch eine gewisse Verantwortung mei-
nes Landes. Ich hoffe, daß wir auch in der Namibia

-

Frage einen Schritt weiterkommen. Sie wissen, daß 
der Sicherheitsrat in seiner Resolution 385 von den 
Vereinten Nationen überwachte und kontrollierte 
freie Wahlen unter Beteiligung des gesamten nami-
bischen Volkes, den Abzug der südafrikanischen 
Verwaltung und Militäreinheiten, die Entlassung 
der politischen Gefangenen und die Abschaffung 
der Rassendiskriminierung fordert. 

Im Sinne dieser Resolution 385 und nach mehre-
ren Gesprächsrunden und Kontakten mit den soge-
nannten Frontstaaten und Nigeria haben die fünf 
westlichen Mitglieder des Sicherheitsrates, zu de-
nen auch mein Land, die Bundesrepublik, gehört, 
einen Lösungsvorschlag erarbeitet, der am 10. April 
dieses Jahres als offizielles UN-Dokument verbrei-
tet wurde. Für viele überraschend hat die südafri-
kanische Regierung am 25. April diesen Vorschlag 
akzeptiert. Es fehlt jetzt eigentlich nur noch die Zu-
stimmung der Swapo — einer der Organisationen, 
die dort die Unabhängigkeit erreichen wollen — 
um  zu einer Lösung zu kommen. Wir wissen, daß 
diese Zustimmung aussteht. 

Wir wissen auch, daß in Namibia weiter Blut 
fließt. Wir haben ein Beispiel des Terrorismus dort 
erlebt, als der Chef des größten Stammes, des Her-
ero-Stammes, meuchlings ermordet wurde. Wir wis-
sen, daß in der Abwehr und in der Auseinanderset-
zung dort auch Repressionsmaßnahmen stattfinden, 
die nicht unseren Vorstellungen von Menschen-
rechten entsprechen. 

Trotzdem gebe ich als Politiker die Hoffnung 
nicht auf, daß auch in der Namibia-Frage eine Lö-
sung erreicht werden kann, die uns alle befriedigt, 
vielleicht und hoffentlich im Sinne jenes Entschlus-
ses der fünf westlichen Mitglieder des Sicherheits-
rates. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, lassen 
Sie mich noch ein anderes Kapitel besonders auf-
greifen, das die Debatte heute so aktuell gemacht 
und dazu geführt hat, daß auch eine gewisse Auf-
merksamkeit der Öffentlichkeit auf diese Debatte 
gerichtet ist. Ich meine die Ereignisse, die in der 
jüngsten Vergangenheit in Zaire stattgefunden ha-
ben. Aber ich meine nicht nur die Ereignisse in 
Zaire, sondern alles das, was dadurch entstanden 
ist. Ich möchte es nicht so formulieren, wie es einer 
der Großen der afrikanischen Gegenwartsgeschich-
te, der Begründer des Begriffs der „Negritude" der 
Staatspräsident von Senegal, Leopold Senghor, ge-
tan hat, der es so ausgedrückt hat, daß in Afrika, in 
Angola, der dritte Weltkrieg begonnen hat. Ich hof-
fe, er hat hier unrecht, und wir alle müssen es hof-
fen. 

Uns alle erregt die Tatsache, daß Afrika plötzlich 
zu einem Kampffeld von Einflußsphären geworden 
ist. Während man über Entspannung redet und im 
europäischen Raum diese Entspannung erreicht 
oder zumindest eine gewisse Beruhigung der Ent

-

wicklung herstellt, findet nun plötzlich abseits von 
Europa in Afrika, sozusagen auf einem für Europa 
fremden Kriegsschauplatz, eine Auseinandersetzung 
statt, die uns allen Sorge bereiten muß und die vor 
allem denen Sorge bereiten müßte, die an Entspan-
nung interessiert sind. Denn diese Politik in Afrika 
kann das Grab für jegliche Entspannungspolitik 
auch in Europa werden. Ich möchte das in aller 
Klarheit und Deutlichkeit hier sagen. 

Was ist passiert? Kuba ein Land, das mit der So-
wjetunion verbündet ist und das eine marxistisch

-

leninistische Regierung und Verfassung hat, ist of-
fensichtlich zu einer Art Festlandsdegen der So-
wjetunion in Afrika geworden. Es gibt keinen 
Zweifel, daß in Afrika kubanische Soldaten in einer 
Größenordnung von mehr als 40 000 Mann einge-
setzt sind. Ich habe hier eine sehr interessante 
Landkarte aus dem Zentralorgan des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, der „Welt der Arbeit", wo sehr 
deutlich gemacht wird, wo kubanische und sowjeti-
sche Militärberater und Militärs in großer Anzahl 
tätig sind. Nach dieser Zusammenstellung sind al-
lein in Angola 23 000 Kubaner und in Äthiopien 
13 000 Kubaner im Einsatz, was natürlich zu einer 
erheblichen Verschiebung des Kräftegleichgewichts 
in Afrika geführt hat. 

Wir wissen selbst, wie schwach die Streitkräfte 
in afrikanischen Staaten sind. Ich bedaure das 
nicht. Ich würde es gut finden, wenn es überall in 
Afrika schwache Streitkräfte gäbe, weil diese Ent-
wicklungsländer ihr Sozialprodukt ja in erster Linie 
brauchen, um ihr Land aufzubauen, und nicht, um 
Waffen zu kaufen. Aber ich fürchte, daß unter an-
derem durch das kubanische Eingreifen eine Ent-
wicklung in Gang gesetzt worden ist, in deren Ver-
lauf ein immer größerer Prozentsatz des Sozialpro-
dukts dieser afrikanischen Länder für Waffenkäufe, 
für Aufrüstung verwendet wird, was ja nicht im 
Sinne der Entwicklung der Völker ist. 

Die Konflikte sind sehr unterschiedlich, und es 
ist sehr interessant, daß es hier oft Wechsel von 
Sympathien gegeben hat. Wir wissen, zuerst unter-
stützte die Sowjetunion Somalia, heute unterstützt 
sie Äthiopien. Oder denken wir an die Auseinan-
dersetzung zwischen Eritrea und Äthiopien! Früher 
hat Fidel Castro einmal Eritrea unterstützt, jetzt 
unterstützt er Äthiopien. Fidel Castro hat erklärt: 
In Eritrea kämpft der Klassenfeind gegen die fort-
schrittliche Revolution in Äthiopien. Dem Kollegen 
Calamandrei, einem italienischen Kommunisten, 
halte ich z. B. zugute, daß die KPI hier eine etwas 
abweichende Position eingenommen hat und gesagt 
hat: In Eritrea sitzt nicht immer der Klassenfeind, 
sondern da sitzen auch unsere Freunde. Sie sehen, 
es ist hier durchaus ein Entwicklungsprozeß im 
Gange, der uns gewisse Hoffnungen auf die Zu-
kunft gewähren kann. 

Die ernsteste Auseinandersetzung hat sich aber 
vor wenigen Wochen — wieder einmal, muß ich 
sagen — in Zaire abgespielt. Die Provinz Katanga 
— heute heißt sie Shaba — ist natürlich besonders 
begehrenswert, weil es dort sehr viele und sehr 
wertvolle Rohstoffe gibt. In dieser Provinz von Zai-
re kam es innerhalb Jahresfrist zu einer zweiten In- 
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vasion über die Grenzen von Angola hinweg. Die 
Meinungen sind differenziert, wie stark die Unter-
stützung durch sowjetische, kubanische und vor al-
lem auch ostdeutsche Militärberater war. Aber das 
Papier, das z. B. dem amerikanischen Kongreß vor-
lag, macht sehr deutlich, daß die Erkenntnisse, die 
darüber vorliegen, eindeutig sind. 

Nach den Untersuchungen der verantwortlichen 
Stellen in den Vereinigten Staaten ist seit Sommer 
1976 eine intensive Ausbildung und Beratung derje-
nigen, die später in Shaba einfielen durch sowjeti-
sche, kubanische und ostdeutsche Militärberater 
vorgenommen worden. Allein fünf Ausbildungsla-
ger in fünf angolanischen Städten Cazombo, Nova, 
Chaves, Chicapa, Saurimo und Camissombo konn-
ten identifiziert werden. Es ist interessant, daß es 
auch einen Brief gibt. Der Führer der katangischen 
Rebellen, der General M'Bumbo hat in einem Brief 
an die Regierung von Sambia einen Einfall in Sha-
ba angekündigt. Ich bin jetzt auf die Ankündigung 
des zweiten Einfalls eingegangen. 

Der erste Einfall vor einem Jahr, meine sehr ver-
ehrten Kollegen, wurde damals mit Hilfe von ma-
rokkanischen Einheiten zurückgeschlagen. Beim 
zweiten Einfall in diesem Jahr war es etwas ande-
res. Zur Sicherheit für die dort lebenden Europäer, 
die in den Industrieeinrichtungen arbeiten, mußten 
ausländische, europäische Truppen aus Belgien und 
Frankreich eingesetzt werden. Sie sind inzwischen 
wieder abgezogen und sollen durch Einheiten aus 
afrikanischen Staaten ersetzt werden. 

Meine Zeit läuft ab. Lassen Sie mich ganz kurz 
noch ein paar Sätze sagen. Dann möchte ich gleich 
schließen. 

Ich bin der Meinung, daß dieser Einsatz nötig 
war, und es gibt viele afrikanische Staatsmänner, 
von Numeiri bis Senghor, die diesen Einsatz durch-
aus begrüßen. Ich möchte es so formulieren: Der 
Einsatz, der nötig war und der mit amerikanischer 
logistischer Unterstützung, und zwar mit dem Ein-
fliegen auch afrikanischer Truppen, vorgenommen 
wurde, zeigt, wie Europa nicht interveniert. Denn 
als die Lage wieder ruhig war, als Leben und Frei-
heit der Menschen dort gesichert waren, wurden 
die Truppen wieder abgezogen. Ich bin überzeugt, 
wir würden alle bereit sein, amerikanische Flug-
zeuge auch zur Verfügung zu stellen, um die kuba-
nischen Truppen wieder nach Kuba zurückzubrin-
gen, damit sie nicht weiter in Afrika intervenieren 
müssen. Wir würden sie gerne nach Kuba zurück-
bringen lassen, um in Afrika eine Situation des 
Friedens zu erhalten oder neu zu schaffen. 

Lassen Sie mich zum Schluß folgendes sagen. Zu 
meinem Bericht habe ich einen Änderungsantrag 
vorgelegt, in dem ich die Beratungen zunächst der 
fünf Staaten, aber dann auch im Bereich des Ge-
meinsamen Marktes der Europäischen Gemein-
schaft begrüße. Ich bin der Meinung, die Koordina-
tion gemeinsamer Afrikapolitik ist notwendig. Wir 
sollten all das unterstützen, was dazu beiträgt, daß 
die Afrikaner selbst durch den Einsatz eigener Ver-
teidigungsstreitkräfte die Lage wieder stabilisie-
ren. 

Lassen Sie mich mit einem Grundsatz schließen, 
weil die Zeit abläuft. Wenn wir an Frieden und 
Entspannung in Europa interessiert sind, dürfen wir 
nicht zulassen, daß in Afrika ein Herd neuer Unru-
he und kriegerischer Auseinandersetzung entsteht. 
Man muß das Buschfeuer austreten — das ist eine 
alte afrikanische Weisheit — in dem Moment, wo 
es entsteht. Später kann es nicht mehr gelöscht 
werden, sondern weitet sich zum Flächenbrand 
aus. Auf keinen Fall dürfen wir in Europa und in 
der Westeuropäischen Union eine Politik betreiben, 
die sich an ein Bild hält, das aus Indien kommt. Sie 
kennen die drei Affen: nichts Böses sehen, nichts 
Böses hören, nicht Böses sagen. Ruhe halten um der 
Ruhe willen, das dient uns nicht, wenn wir den 
Frieden in Europa erhalten wollen. 

Pawelczyk (SPD) : Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Lassen Sie mich eine Vorbemer-
kung zu dem Vorwurf des Kollegen Boucheny ma-
chen. Er hat der Bundesrepublik vorgeworfen, sich 
am Raketenbau — ich nehme an, er meinte auch: 
an nuklearen Entwicklungen — außerhalb des eige-
nen Territoriums zu beteiligen. Ich bedaure es, daß 
dieser Vorwurf erneut erhoben wird. Die Bundesre-
publik hat sich mehrfach klar geäußert. Die Bun-
desrepublik zeichnet sich, denke ich, als ein Staat 
aus, der sich äußerst minimal am Waffenexport be-
teiligt. Wir sind ein Staat, der seit 1954 auf den Ei-
genbesitz von Nuklearwaffen im eigenen Land und 
natürlich auch woanders ausdrücklich verzichtet. 

Ich meine, daß jeder, der unsere Politik bisher 
verfolgt hat, weiß, daß wir engagierte Verfechter 
der Nichtverbreitungspolitik sind und überall dafür 
werben, daß die Staaten, die diesem Vertrag noch 
nicht beigetreten sind, ihm beitreten. Ich glaube, es 
wäre hilfreich, wenn diese von der Bundesregie-
rung mehrfach abgegebenen Erklärungen auch re-
spektiert und akzeptiert würden. 

Nun zu dem Thema der heutigen Debatte: Ich 
meine, wir können uns bestätigen, daß wir gestern 
und heute eine überaus wichtige außenpolitische 
Debatte geführt haben bzw. führen und daß die Ein-
zelthemen, die wir erörtert haben, alle in einem un-
auflöslichen Zusammenhang stehen und auch in 
diesem Zusammenhang diskutiert werden. 

Es ist völlig richtig, daß afrikanische Probleme 
auch europäische Probleme sind. Ich gehöre zu 
denjenigen, die sich nicht darüber wundern, daß 
die Entwicklung in Afrika im Augenblick so ab-
läuft wie sie abläuft. Ich denke, es kann sich nie-
mand darüber wundern, der die afrikanische Ge-
schichte kennt. Deswegen möchte ich gerne davor 
warnen, daß wir Momentaufnahmen zur Grundlage 
unserer außenpolitischen Bewertung machen. Wir 
müssen schon mittelfristige Zeitparameter anlegen. 
Überall, wo wir es getan haben — im Nahen Osten 
und im afrikanischen Raum —, haben wir bereits 
neue Erfahrungen gemacht. Wir haben die Erfah-
rung gemacht, daß die Staaten, von denen wir Ge-
fahren erwarten bzw. befürchten, ihre Anfangserfol-
ge nicht aufrechterhalten konnten. 

Wir haben auch gestern in der Debatte an eini-
gen Stellen deutlich gemacht, daß es so ist und daß 
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die Bäume für keine Großmacht — auch nicht für 
die östliche — in den Himmel wachsen. Die Erfolge 
der Sowjetunion, die in der gestrigen und auch in 
der heutigen Debatte mehrfach herausgestrichen 
worden sind, kann ich nicht sehen. Deswegen kann 
ich auch in einigen Punkten nicht zu gleichen Fol-
gerungen kommen. 

Sehen wir uns z. B. die internationalen Konferen-
zen an, an denen sich Staaten der Dritten Welt be-
teiligen: Sie haben inzwischen zur kommunisti-
schen Politik eine überaus differenzierte Haltung 
eingenommen. Das war am Anfang nicht so. Das ist 
ein Ergebnis westlicher Politik. Wir sollten stabil 
dabei bleiben, ihnen mit nichtmilitärischen Mitteln 
zu helfen. Ich verweise auf eine Rede von Herrn 
Vance vor zwei Tagen, in der er sagte — und ich 
finde: zu recht —: Wir konkurrieren mit den Ost-
blockstaaten, indem wir Hilfe zur Selbsthilfe anbie-
ten. Ich glaube, das ist der richtige Weg, und wir 
haben Erfolge auf diesem Weg zu verzeichnen ge-
habt. 

Auch die ideologische Einheit des Kommunis-
mus, die gestern mehrfach an den Horizont gemalt 
wurde, ist nicht zu sehen. Besonders in der China

-

Debatte ist das deutlich geworden. Auch ich glaube 
— ich stimme darin einem Kollegen zu, der dieser 
Auffassung ist —, daß wir in der Außen- und Si-
cherheitspolitik zu China eine genügende Distanz 
halten müssen; denn in einer ganz entscheidenden 
Frage werden wir konzeptionell mit ihnen nicht 
übereinstimmen können. 

Unser Ziel ist es, sowjetisches Militärpotential 
aus Mitteleuropa durch eine Politik der Sicherheit 
und Entspannung aus Mitteleuropa herauszubekom-
men. Die aus chinesischer Sicht berechtigte Politik 
ist es, das militärische Potential der Sowjetunion 
hier festzuhalten. Ich frage mich ständig: Wie kann 
man diese beiden Grundanliegen in einer Konzep-
tion zusammenbringen? Das geht nicht. Das heißt, 
wir Europäer müssen hier unsere eigenen Prioritä-
ten setzen. 

Aber auch hier braucht die Entwicklung von uns 
nicht pessimistisch beurteilt zu werden. Das 
heißt, es ist richtig, wenn wir nicht auf Momentauf-
nahmen setzen, sondern unsere Konzeption mittel-
fristig aufbauen. Ich bedaure, daß sich in die Dis-
kussion bei uns im Zusammenhang mit der Beurtei-
lung unserer Fähigkeiten ein Pessimismus einge-
schlichen hat, für den es nach meiner Meinung eine 
Berechtigung nicht gibt. 

Wir alle haben uns am Ende der 60er Jahre dar-
auf verständigt, mehr Sicherheit durch größere Sta-
bilität im Ost-West-Verhältnis zu erreichen. Ich 
denke, wir sind auch alle darin einig, daß die 
Grundvoraussetzung für diese Stabilität die Parität 
der beiden Führungsmächte dieser Welt ist. Seit 
den 60er Jahren haben sich die Vereinigten Staaten 
auch angeschickt, sie zu akzeptieren. 

Wenn das zutrifft, gibt es bestimmte Bewegungs-
möglichkeiten für den Staat, der in diese weltpoliti-
sche Parität noch nicht hineingewachsen ist. Ich 
halte es nicht für logisch, die Schritte, die ein sol-
cher Staat setzt, von vornherein negativ zu bewer-
ten. 

Ich bin der Meinung, daß man darüber diskutie-
ren muß, ob es richtig ist, diese Grundentschei-
dung zu treffen. Aber sie ist getroffen worden. Dar-
aus ergeben sich Konsequenzen. Ich begrüße diese 
Grundentscheidung, weil die Stabilität in Europa 
und in der Welt die Stabilität zwischen den beiden 
Großmächten zur Voraussetzung hat. 

Wir müssen unser Augenmerk ständig auf die 
Frage richten, ob die Sowjetunion aus der Parität 
zur Überlegenheit gelangen will. Das ist das, was 
wir ständig kontrollieren müssen. 

Ich kann aber weder die Kraft noch die Fähigkeit 
noch die Unterstützung durch die Staaten der Welt 
für so ein Engagement der Sowjetunion bisher er-
kennen — im Grunde genommen eigentlich immer 
weniger. 

Was wir brauchen, ist das Gleichgewicht der Op-
tionen. Was wir brauchen, ist die Unfähigkeit des 
einen, dem anderen durch eine eklatante militä-
rische Überlegenheit die Optionen außenpolitischen 
Handelns aus der Hand nehmen zu können. Diese 
Überlegenheit gibt es auf keiner Seite. 

Wir sollten auch nicht den Fehler begehen, die 
Frage der Sicherheit ausschließlich durch die Zahl 
der Soldaten und Panzer oder Flugzeuge zu bestim-
men. Sicherheit und Parität hängen nicht nur vom 
militärischen, sondern auch vom sozialen und wirt-
schaftlichen Bereich sowie von der inneren Ord-
nung der Staaten ab. 

Ich glaube, wir haben in außenpolitischen Debat-
ten dafür zu wirken, daß die Definition ausgeweitet 
wird und Sicherheit in diesen Dimensionen verstan-
den wird. 

Die Frage der Unterstützungsmöglichkeiten für 
Afrika ist auch eine Frage der Ressourcen. Wie 
sieht es in diesem Bereich aus? Wir sind dort in ei-
ner besonderen Lage. Der Westen wendet nur einen 
Bruchteil seines Bruttosozialprodukts im Vergleich 
zu den Warschauer-Pakt-Staaten für Verteidigungs-
maßnahmen auf. Wir besitzen größere materielle 
Möglichkeiten zur Verstärkung unserer Sicherheit 
als der Warschauer Pakt. 

Ich möchte noch auf einen letzten Punkt auf-
merksam machen: Ich würde es  für außenpolitisch 
falsch halten, die Politik der Entspannung, die da-
von lebt, daß man Konfliktfeld für Konfliktfeld be-
arbeitet und Problem für Problem löst, konzeptio-
nell zu ändern. Ich bin dagegen, zum Beispiel die 
SALT-Politik und die Afrika-Politik durch ein 
Junktim aneinander zu binden. Jedes dieser Proble-
me muß in seinem Zusammenhang gesehen und ge-
löst werden. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die fortgeschrittene Zeit 
erlaubt es nicht, im Detail auf alles einzugehen, 
was in dieser Debatte gesagt wurde. Aber ich 
möchte für die Vielfalt der Beiträge, die wir in den 
letzten zwei Stunden hier erleben konnten, aus-
drücklich danken. Ich darf hier einen Kollegen zi-
tieren, mit dessen politischer Meinung ich sicher 
nicht übereinstimme. Der Kollege Antoni, ein italie-
nischer Kommunist, sagte: Wir wollen hier offen 
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aussprechen, was wir an unterschiedlichen Meinun-
gen haben. Ich glaube, das ist ein guter Beitrag für 
die politische Auseinandersetzung, die wir in die-
sem Raum führen. Es ist gut, wenn frei ausgespro-
chen wird, welche Position man einnimmt. 

Man  könnte im Detail die einzelnen Kollegen er-
wähnen. Ich möchte das nicht tun. Ich möchte nur 
ganz kurze Bemerkungen zu einigen Beiträgen ma-
chen. 

Zunächst möchte ich dem Gast aus Portugal sehr 
herzlich für seine Bemerkungen danken. Ich glaube, 
Portugal hat große Erfahrungen in Afrika. Portugal 
kann hilfreich sein, das Verhältnis zwischen den 
afrikanischen Staaten und Europa in einem guten 
Zustand zu halten. Gerade auch auf Grund dieser 
großen Erfahrungen, die Portugal hat, möchte ich 
Herrn Roseta ausdrücklich danken, daß er auf die 
besondere Situation in Angola hingewiesen und un-
terstrichen hat, daß dort das Volk eine andere Re-
gierung haben will und daß ihm die Intervention 
von außen her aufgedrückt wurde. 

Es wäre sehr reizvoll, mit dem Kollegen Pawelc-
zyk in eine große außenpolitische Debatte einzutre-
ten. Er hat versucht, Entspannungspolitik über den 
Rahmen Afrikas hinaus zu erörtern. Er wird es mir 
nicht übel nehmen, wenn ich sage, daß ich eine an-
dere Position vertrete als er. Ich bin nicht der 
Überzeugung, daß die Sowjetunion eine Macht ist, 
die erst noch um die Parität kämpfen muß. Ich habe 
die Bedenken, ob die andere Seite, in dem Fall die 
westliche Seite, noch in einem Status ist, wo sie die 
volle Parität mit dem Ostblock und der sowjeti-
schen Seite hält. 

In einem Punkt teile ich allerdings seine Auffas-
sung. Ich gehöre nicht zu den Pessimisten. Ich bin 
der Meinung, daß die freiheitliche Welt, wenn sie 
sich ihrer Aufgabe bewußt ist — aber nur dann, 
wenn sie sich ihrer Aufgabe bewußt ist —, durch-
aus Veranlassung hat, optimistisch und nicht pes-
simistisch in die Zukunft zu schauen. 

Natürlich, meine lieben Kollegen, hätte man den 
Bericht umfangreicher machen können. Man hätte 
einen Fortsetzungsband herausgeben können. Wir 
werden uns im Ausschuß für allgemeine Fragen 
weiterhin mit den afrikanischen Fragen beschäfti-
gen. Denn es ändert sich ja ständig etwas auf die-
sem Kontinent, der früher einmal „dunkler Konti-
nent" genannt wurde, nicht wegen einer politischen 
Farbe oder wegen Rassendiskriminierung, sondern 
einfach deswegen, weil man nicht wußte, was auf 
diesem Kontinent vorging. Ich möchte fast sagen: 
Auch für uns hier in der WEU war Afrika lange 
Zeit ein etwas dunkler Kontinent, weil wir ihn et-
was haben liegen lassen da unten im Süden unserer 
Weltkugel. Jetzt werden wir durch die Ereignisse 
gezwungen, uns mit ihm intensiver zu beschäfti-
gen. 

Ich muß eine Anmerkung zum Kollegen Bouche

-

ny machen. Sein Beitrag war der einzige, der eini-
germaßen aus dem Rahmen gefallen ist, nicht etwa, 
weil er die Bundesrepublik angegriffen hat wegen 
einer Privatfirma, die in Zaire Raketen ausprobiert, 
mit denen einmal Nachrichtensatelliten billig in 

eine Umlaufbahn gebracht werden sollen. Mich 
überrascht vielmehr, daß der Kollege Boucheny am 
22. Februar 1978 eine schriftliche Anfrage an den 
Ministerrat gerichtet hat und darauf eine Antwort 
bekommen hat, die er offensichtlich gar nicht zur 
Kenntnis genommen hat, entweder weil er sie nicht 
zur Kenntnis nehmen konnte oder weil er sie nicht 
zur Kenntnis nehmen wollte. Herr Kollege Bouche

-

ny, es wäre außerordentlich reizvoll, über die Mo-
nopole in Afrika zu diskutieren. Die fortgeschritte-
ne Zeit erlaubt es nicht. Es wäre auch eine zu gro-
ße Aufwertung dieser Intervention. 

Aber eine Bemerkung muß ich mir doch erlau-
ben. Sie sprachen davon, daß ich die südafrikani-
schen Probleme vernachlässigt hätte. Sie sprachen 
davon, daß ich etwa den Gedenktag des Massakers 
von Soweto nicht erwähnt hätte. Ich habe über-
haupt kein Massaker erwähnt, lieber Kollege Bou-
cheny. Denn wenn ich alle auflisten wollte, die in 
Aquatorial-Guinea oder in Uganda oder woanders 
stattgefunden haben, dann hätte ich einen sehr lan-
gen Anhang zu diesem Bericht machen müssen. Ich 
habe überhaupt keinen Staat erwähnt, sondern nur 
allgemein festgestellt, daß Menschenrechte in Süd-
afrika, aber auch anderswo verletzt werden. Ich 
will es bei dieser Feststellung belassen. 

Wenn Sie den Bericht zur Hand nehmen, Herr 
Kollege Boucheny, werden Sie feststellen, daß von 
den Spalten, in denen im Detail von Afrika die 
Rede ist, elf Spalten sich mit dem Komplex Südafri-
ka-Rhodesien-Namibia und fünf Spalten mit dem 
übrigen Afrika beschäftigen. Ich mache mir fast 
Vorwürfe, weil der Bericht etwas unausgewogen 
ist, weil ich das Südafrika-Problem vielleicht zu 
sehr in den Vordergrund gestellt habe. Ich wollte 
das nur zurechtrücken, damit das hier nicht einsei-
tig im Protokoll bleibt. 

Eine Bemerkung noch zu den Monopolen. Sie ha-
ben eine hervorragende Gelegenheit, die Monopole 
in Südafrika, die Sie erwähnt haben, zu bekämpfen. 
Sie wissen, daß die marxistische Republik Moçambi-
que Hunderttausende von Gastarbeitern nach Süd-
afrika schickt und sie dort arbeiten läßt. Ihre Ent-
lohnung unterscheidet sich von der Entlohnung der 
anderen, die in Südafrika arbeiten, nur dadurch, 
daß ein großer Teil des Geldes, das diese Arbeiter 
aus Moçambique verdienen, nicht ihnen persönlich 
ausgezahlt wird, sondern direkt an die Regierung 
von Moçambique gezahlt wird. Machen Sie Ihren 
Einfluß geltend, Herr Kollege Boucheny, daß die 
proletarischen Kollegen aus Moçambique endlich 
den gleichen Lohn bekommen wir die anderen, die 
in den Werken in Südafrika arbeiten! Sie würden 
einen hilfreichen Zug Ihrer Klassensolidarität — 
um  jetzt einmal mit Ihrem Begriff zu sprechen — 
hier in die Debatte einführen, wenn Sie auf Moçambi-
que einwirkten, damit den Arbeitern dort derselbe 
Lohn zukommt, den auch die anderen schwarzen 
Arbeiter in Südafrika bekommen. 

Herr Präsident, ich bedanke mich noch einmal 
und ich hoffe, daß wir alle erkannt haben, welch 
große Bedeutung das afrikanische Problem für uns 
hat. 
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Frau von Bothmer (SPD) (Vorsitzende des Politi-
schen Ausschusses) : Herr Präsident! Meine lieben 
Kollegen! die Debatte über Afrika hat weiß Gott 
gezeigt, daß wir im Grunde in Europa alle viel zu 
spät in eine ernsthafte Debatte über Afrika einge-
treten sind. Jedes unserer Länder hat bisher beson-
dere Interessen verfolgt, aber keine Afrikapolitik 
gemacht, ich möchte nicht sagen: dieses Land mehr, 
jenes Land weniger. Es hat wenig Sinn, daß wir uns 
hier gegenseitig Vorwürfe machen. Viel wichtiger 
ist es, daß wir versuchen, jetzt endlich gemeinsame 
Überlegungen anzustellen. 

Das war es auch, was mich veranlaßt hatte, an 
den Ministerrat die Frage zu richten, ob bei dem 
Eingreifen von Frankreich und Belgien jüngst in 
Zaire eine Konsultation der übrigen Länder der 
WEU stattgefunden hat. Ich wollte nicht so sehr an 
der Sache selbst Kritik üben, sondern es erscheint 
mir außerordentlich wichtig, daß, bevor eine solche 
Aktion geschieht, wirklich Konsultationen stattfin-
den. Was soll sonst der Ministerrat nützen, der ja ge-
meinsam über europäische Angelegenheiten der Si-
cherheit und Verteidigung zu beschließen hat? 

Wir sollten uns in Erinnerung rufen, daß gemein-
same Stützungsmaßnahmen in Afrika in jedem Fall 
eine äußerst diffizile Sache sind. Berechtigterweise 
können derartige Maßnahmen eigentlich nur in 
ganz enger Konsultation mit den Afrikanern, in die-
sem Fall mit der OAU, erwogen werden, sowenig 
vielleicht die OAU im ganzen augenblicklich be-
wirken mag. Wir betonen immer wieder die Ach-
tung vor der Souveränität afrikanischer Entschei-
dungen und afrikanischer Staaten. Diesen Grund-
satz sollten wir ganz streng anwenden. 

Im Bericht ist natürlich längst nicht alles ange-
sprochen — das war von vornherein klar —, was 
im Augenblick an aktuellen Fragen und brennen-
den Problemen in Afrika anliegt. Aber das Wichti-
ge ist doch erwähnt worden. Mit Genehmigung des 
Präsidialausschusses werden wir die Gelegenheit 
nehmen, in der nächsten Versammlung wieder über 
Afrika zu sprechen. 

Ich möchte nur noch eine Bemerkung zum südli-
chen Afrika machen. Das Problem der Apartheid 
wird immer bedrohlicher und ist immer mehr zu ei-
nem schwelenden Herd der Gefahr geworden. Da-
bei sollten wir einen Aspekt bedenken. In den letz-
ten Jahren ist die Apartheid von der .südafrikani-
schen Regierung immer rücksichtsloser ausgebaut 
worden. Das hat zur Folge, liebe Kollegen, daß die 
junge heranwachsende schwarze Generation zu 
weißen Menschen überhaupt keine persönlichen 
Beziehungen mehr hat. Sie dürfen sie gar nicht ha-
ben. Infolgedessen existieren weiße Menschen für 
sie nur als die Unterdrücker. Dies finde ich ein 
ganz gefährliches Moment in dem Zustand in Süd-
afrika, der uns allen zu denken geben sollte. 

Was Namibia angeht, so ist das, das die „Sunday 
Times" erwähnt hat, Herr Kollege Page, bestimmt 
richtig. Aber es ist ebenso richtig, daß der plötzli-
che Überfall südafrikanischer Truppen nach Angola 
hinein dort eine ungeheure Instabilität verursacht 
hat, die die Fünfer-Initiative, die wir alle begrü-
ßen, wieder fraglich gemacht hat. Hoffen wir, daß 

die Initiative unserer fünf Staaten dennoch zu einer 
baldigen Lösung in Namibia führt! 

Die Westeuropäische Union sollte sich bemühen, 
so weit wie möglich Partner Afrikas zu sein, die re-
spektieren, daß Afrika aus selbständigen Staaten 
besteht und daß nicht wir es sind, die den Afrika-
nern sagen sollten, was sie zu tun haben. 

Tagesordnungspunkt: 

China und die europäische Sicherheit 
(Abstimmung über den Empfehlungsentwurf) 

Die Abg. Handlos und Page legen den Ände-
rungsantrag Nr. 3 vor, am Schluß der nachfolgen-
den Empfehlung 315 einen Punkt 4 anzufügen: (Die 
Versammlung empfiehlt dem Rat) „im Einklang mit 
der bereits erklärten britischen und französischen 
Politik eventuelle Wünsche Chinas, Verteidigungs-
ausrüstung zu kaufen, objektiv in Erwägung zu zie-
hen." 

Handlos (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte den Antrag von Mr. 
Page und mir — Dokument 770 Amendment Nr. 3 
— begründen. Das Dokument zum Thema „China 
und die europäische Sicherheit" hat offensichtlich 
das ausgesprochene Interesse der Sowjetunion her-
vorgerufen. Obwohl das Dokument — ich möchte 
daran erinnern: Sir Frederic Bennet sagte es eben-
falls — vertraulichen Charakter hatte, hatte die 
UdSSR es eher in der Hand als verschiedene westli-
che Regierungen. Es ist ein absolut einmaliger Vor-
gang, daß die UdSSR versucht hat, zumindest über 
Großbritannien, wie wir wissen, Druck auf die 
Westeuropäische Union auszuüben, um zu errei-
chen, daß dieses Dokument nicht vorgelegt wird. 

Ich möchte zugleich daran erinnern, daß sowohl 
die britische Regierung als auch die französische 
Regierung — der zuständige Staatssekretär hat vor-
gestern hier gesprochen — erklärt haben, daß sie 
zu einer militärischen Zusammenarbeit mit China 
bereit sind. Ich wiederhole ausdrücklich: Beide Re-
gierungen haben das erklärt. 

Was steht denn konkret in unserem Antrag? Es 
steht nichts anderes darin, als daß objektiv geprüft 
werden soll, ob China Verteidigungswaffen — nicht 
Offensivwaffen — geliefert werden können. Ich 
weiß z. B. nicht, warum die Lieferung von Panzer-
abwehrwaffen — es war gestern davon die Rede — 
etwa Taiwan oder die UdSSR gefährden sollte. Ich 
erinnere an die vorzügliche Rede, die unser Kollege 
Faulds aus Großbritannien — er gehört der Labour 
Party an — gestern gehalten hat und in der er alle 
diese Dinge glasklar beim Namen genannt hat: kei-
nerlei Entgegenkommen der Sowjetunion bisher in 
den Fragen der internationalen Abrüstung oder in 
anderen Bereichen. Gestern wurde allerdings nicht 
darüber debattiert, daß wir innerhalb kürzester Zeit 
auch in anderer Hinsicht unter einem Druck seitens 
der Sowjetunion stehen. Ich erinnere an die Diskus-
sion um die Neutronenwaffe und daran, wie massiv 
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die Sowjetunion hier versucht hat, eine Entschei-
dung der westlichen Parlamente und der westlichen 
Regierungen zu verhindern. Wir alle wissen, wie 
das Ganze endete: Die Neutronenwaffe wurde von 
der UdSSR noch nicht einmal als Verhandlungsob-
jekt am Verhandlungstisch akzeptiert. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe daher, daß 
wir hier nicht ein zweites Mal vor dem Druck der 
Sowjetunion zurückweichen. Ich hoffe, daß Sie mit 
mir der Meinung sind, daß eine objektive Prüfung 
der Lieferung von Verteidigungswaffen an China 
durchaus angebracht ist. 

Frau von Bothmer (SPD) : Herr Präsident! Im Aus-
schuß war die überwiegende Meinung die, daß wir 
nicht über Waffenlieferungen sprechen sollten und 
daß wir einen solchen Antrag nicht unterstützen 
würden. 

(Der Änderungsantrag der Abg. Handlos und Page 
wird abgelehnt.) 

Empfehlung 315 

betr. China und die Europäische Sicherheit 

Die Versammlung 

vermerkt die anhaltende Entschlossenheit Chinas, 
seine eigene Sicherheit zu garantieren und die Re-
spektierung seiner völligen nationalen Unabhängig-
keit und seiner Grenzen sicherzustellen; 

ist der Auffassung, daß der totale Widerstand ge-
gen jegliche Aggression von außen ein fundamen-
tales Element in der politischen Denkweise Chinas 
wie auch Westeuropas ist; 

begrüßt und erwidert die anhaltenden Bemühun-
gen der chinesischen Regierung um die Entwick-
lung guter Beziehungen zu Europa; 

ist der Auffassung, daß China nunmehr einen be-
deutenden Faktor für die Erhaltung des Friedens 
und der Sicherheit in der Welt darstellt; 

empfiehlt dem Rat 

1. sorgfältig zu prüfen, welche Rolle China im Hin-
blick auf die europäische und weltweite Sicher-
heit spielen kann, und sich gründlich mit den 
Ansichten, die die chinesische Regierung über 
Fragen hinsichtlich der Bedrohungen des inter-
nationalen Friedens geäußert hat, auseinander-
zusetzen; 

2. die Mitgliedsregierungen zu ermutigen, sowohl 
ihre bilateralen Handelsbeziehungen zu China 
zu entwickeln als auch weiterhin ihr Verhalten, 
vor allem im Rahmen der EWG, abzustimmen, 
um den Handel zwischen Europa und China aus-
zuweiten; 

3. Chinas Wunsch nach mehr industrieller Techno-
logie wohlwollend in Erwägung zu ziehen. 

Tagesordnungspunkt: 

Zusammenarbeit und Wettbewerb 
zwischen den Vereinigten Staaten und Europa 

auf dem Gebiet der fortgeschrittenen 
Technologie 

(Drucksache 773, Teile I—IV) 

Berichterstatter: Abg. Konings, Treu, Dr. Phipps, 
Jessel 

Anwendungssatelliten 
(Drucksache 766) 

Berichterstatter: Abg. Ueberhorst 

Ueberhorst (SPD) : Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Nach der Tagesordnung behan-
deln wir jetzt den Bericht über Anwendungssatelli -
ten. Ich darf jetzt zum erstenmal zu einem Bericht 
sprechen, den ich selber leider nicht habe anferti-
gen können. Herr Kollege Scheffler befindet sich 
zur Zeit auf einer Reise für den Deutschen Bundes-
tag in Lateinamerika. Er hat mich gebeten, seinen 
Bericht hier stellvertretend vorzutragen. In seinem 
Namen darf ich auch dem Sekretariat für die Arbeit 
an diesem Bericht und den früheren Berichterstat-
tern, die zu dem Thema vorgearbeitet haben, dan-
ken. 

Der Bericht zu den Anwendungssatelliten enthält 
eine Bestandsaufnahme der Aufgaben und der Lei-
stungen, die die Europäer im Bereich der Anwen-
dungssatelliten bisher vollbracht haben. Er stellt an 
den Anfang die erfreuliche Übereinstimmung zwi-
schen Ministerrat und Versammlung der Westeuro-
päischen Union, daß Europa eine umfassende Luft-
fahrt-, Raumfahrt- und Energiepolitik entwickeln 
und anwenden müsse und daß die Kapazität und 
das technische Niveau der europäischen Industrie 
aufrechterhalten werden sollten. 

Bei dieser Bestandsaufnahme liegt es in der Na-
tur der Sache, daß, wenn die Dinge sich so weiter-
entwickeln, wie sie in dem Bericht beschrieben 
werden, manchmal Entwicklungen eingetreten sein 
können, die der Bericht noch fordern wollte. So ist 
es dazu gekommen, daß der Bericht dem Minister-
rat empfehlen will, über die Herstellung einer er-
sten Serie von fünf Ariane-Trägerraketen zu ent-
scheiden. Dies ist im Februar geschrieben worden. 
Heute können wir erfreulicherweise feststellen, daß 
der Ministerrat auf seiner Sitzung am 1. März die-
ser von uns beabsichtigten Empfehlung bereits 
Rechnung getragen hat und glücklicherweise die 
Produktion dieser Ariane-Raketen beschlossen hat, 
so daß auch die vorgesehenen Einsatzstarts Ende 
1980/81 eingehalten werden können. 

Vielleicht ist dieser Hinweis auf die Beschluß-
empfehlung zur Ariane-Trägerrakete für die Anlage 
dieses Berichts beispielhaft. Der Bericht geht, wie 
gesagt, aus von gemeinsamen Zielsetzungen der 
Versammlung und des Ministerrats und will versu-
chen, die retardierenden Kräfte zu überwinden, da-
mit also einen echt parlamentarischen Beitrag zu 
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dem Thema zu leisten. Er zeigt in vielen Bereichen 
die Nützlichkeit der Anwendungssatelliten auf. Er 
verweist auf die europäischen Erfolge, die wir ge-
habt haben. Er spricht aber auch Gefahren in die-
sem Bereich an, und er betont die Notwendigkeit, 
zu handeln. 

Bitte gestatten Sie mir, Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, daß ich dies etwas vertiefe. Erfol-
ge und die Notwendigkeit des verstärkten Ausbaus 
der Nachrichtensatelliten lassen sich zeigen, wenn 
wir nach dem mißglückten Start des ersten OTS 
jetzt am 11. Mai 1978 den erfolgreichen Start des 
zweiten OTS verzeichnen können und damit einen 
entscheidenden Schritt in der Richtung auf ein eu-
ropäisches Nachrichtensatellitenprogramm erreicht 
haben. Wir müssen sehen, daß der europäische 
Fernmeldeverkehr nach Schätzungen der Experten 
einen jährlichen Zuwachs von etwa 20 % aufweist 
und daß wir nach einer INTELSAT-Hochrechnung 
einen Bedarf an Übertragungskapazitäten im Nach-
richtensektor haben, der jährlich um etwa 10 % 
steigt. Hier eröffnen sich für ein europäisches 
Nachrichtensatellitensystem neue Perspektiven, die 
genutzt werden sollen. 

In diesem Zusammenhang ist auch die erste Emp-
fehlung verständlich, daß wir uns dafür ausspre-
chen, der ESA einen Dreijahresplafond für die obli-
gatorischen Aufgaben zu geben, damit die finan-
ziellen Dispositionen für längerfristige Projekte et-
was klarer im voraus getätigt werden können und 
eine gewisse Unsicherheit weggenommen wird. 

Der Bericht empfiehlt unter II e, die Fortsetzung 
und Erweiterung der europäischen Aktivitäten im 
Bereich der Erdbeobachtung einschließlich der Me-
teorologie und der Luftbildaufklärung durch Satelli-
ten sicherzustellen. Auch hier wieder lassen sich 
die ersten angehenden europäischen Erfolge be-
schreiben. Wir hatten den ersten Wettersatelliten 
im Jahre 1977 noch mit einer US-Trägerrakete auf 
die Bahn gebracht. Wir wollen den zweiten Wetter-
satelliten mit einer Ariane-Trägerrakete im Mai 
1980 auf die Bahn bringen. 

Der Bericht unterstreicht in diesem Zusammen-
hang die jetzt gegebene Notwendigkeit, ein langfri-
stig angelegtes europäisches Wettersatellitenpro-
gramm zu entwickeln. 

Analog für Luftaufklärungsprogramme, wo wir 
mit dem Earthnet ebenfalls gute Anfänge haben, 
wollen wir diese Möglichkeiten nutzen. Für Explo-
rationen von 01- und Gasvorkommen, aber auch 
zur Hilfe für Schiffahrt und Fischerei wollen wir 
ein kohärentes Luftaufklärungsprogramm europä-
ischen Ursprungs entwickelt sehen. 

Ich sagte bereits, daß der Bericht auch auf Gefah-
ren eingeht, die mit der Nutzung von Satelliten 
verbunden sind. In diesen Monaten muß wohl ei-
ner, der — wie es im Bericht heißt —, spektakulär-
sten Unfälle des Weltraumzeitalters erwähnt wer-
den, nämlich der Absturz des sowjetischen Kosmos

-

Satelliten, der am 24. Januar dieses Jahres herun-
tergekommen ist und der die Gefahr heraufbe-
schwor, radioaktives Material auf die Erde zu brin-
gen. Der Bericht stellt fest, daß sich nicht nur die 
Regierungen, sondern auch die Parlamente mit die

-

ser Problematik befassen sollten, und verweist dar-
auf, daß im Ausschuß der Vereinten Nationen zur 
friedlichen Verwendung des äußeren Weltraums 
jetzt ein Unterausschuß gebildet worden ist, der 
sich mit diesen Fragen befassen soll. Er sollte sich 
nach Meinung des Berichterstatters auch die Frage 
stellen, ob weiterhin die Gefahren akzeptiert wer-
den können, die dieser Vorfall mit dem sowjeti-
schen Kosmos-Satelliten enthüllt hat. Hier besteht 
also ein internationaler Regelungsbedarf, den wir 
ausfüllen müssen und mit dem wir uns auch in un-
seren Parlamenten und hier in der parlamentari-
schen Versammlung befassen wollen. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Scheffler 
hat in der letzten Sitzung unseres Ausschusses für 
wissenschaftliche, technologische und Weltraum-
fragen den Auftrag bekommen, zu diesem Thema 
einen zweiten Bericht vorzulegen. Die Vorlage die-
ses zweiten Berichts wird uns erneut die Gelegen-
heit geben, die Problematik hier zu diskutieren. 

Heute darf ich Sie im Namen von Herrn Kollegen 
Scheffler um Annahme der Empfehlungen bitten. 

Empfehlung 317 

betr. Anwendungssatelliten 

Die Versammlung 

begrüßt die Erklärung des Rates, daß Europa eine 
umfassende Luftfahrt-, Raumfahrt- und Energiepoli-
tik entwickeln und anwenden muß, -Lind daß die Ka-
pazität und das technische Niveau der europä-
ischen Industrie aufrechterhalten werden sollten; 

stellt fest, daß die ESA-Konvention zwar am 
30. Mai 1975 unterzeichnet worden ist, daß aber 
von den 10 ursprünglichen Mitgliedern der frühe-
ren ESRO nur die Bundesrepublik Deutschland, Dä-
nemark, Italien, Schweden und die Schweiz diese 
Konvention ratifiziert haben; 

bedauert, daß die Regierungen mehrerer Mit-
gliedsländer weder bereit sind, ein erweitertes, um-
fassendes Nachrichtensatelliten-Programm noch das 
Programm der Ariane-Trägerrakete zu beschließen 
und zu finanzieren; 

ist sich bewußt, daß die europäische Luft- und 
Raumfahrtindustrie die Möglichkeit erhalten muß, 
für die europäischen Länder, die internationalen 
Organisationen und die nationalen und regionalen 
Systeme der Länder der Dritten Welt ein ausrei-
chendes Kontingent an Satellitensystemen zu lie-
fern; 

vermerkt das Fehlen eines langfristigen europä-
ischen Wettersatelliten-Programms und eines Pro-
gramms zur Erkundung von Bodenschätzen, abgese-
hen vom Earthnet-Programm der ESA; 

stellt fest, daß einige Mitgliedsländer zwar ihre 
Streitkräfte durch militärische Anwendungssatelli-
ten unterstützen oder die Notwendigkeit einer sol-
chen Maßnahme erkennen, daß aber trotz der Tat-
sache, daß viele europäische Satelliten in techni-
scher Hinsicht genau so gut wie die amerikani- 
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schen Satelliten sind, keine Pläne für ein eigenes 
europäisches Programm bestehen, um die völlige 
Abhängigkeit Europas von amerikanischen Satelli

-

t en zu  beenden ; 

ist ferner der Auffassung, daß die europäische 
Luft- und Raumfahrtindustrie einen gerechten An-
teil an den Aufträgen für militärische Anwendungs-
satelliten von NATO-Ländern und dem Bündnis als 
ganzem erhalten sollte; 

empfiehlt dem Rat: 

I. Die Regierungen Belgiens, Frankreichs, der 
Niederlande und des Vereinigten Königreichs drin-
gend aufzufordern, die Ratifizierung der ESA-
Konvention zu beschleunigen und der spanischen 
Regierung eine gleichlautende Aufforderung zu 
übermitteln; 

II. die Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Raumfahrorganisation aufzufordern, ent-
sprechende Maßnahmen zu treffen, um eine wesent-
liche Beteiligung Europas an der Nutzung des 
Weltraums sicherzustellen und insbesondere: 

a) einen Dreijahresplafond für die obligatorischen 
Ausgaben zu beschließen; 

b) ein erweitertes, umfassendes Nachrichtensatelli-
ten-Programm zu beschließen und zu finanzie-
ren; 

c) über die Herstellung einer ersten Serie von fünf 
Ariane-Trägerraketen zu entscheiden; 

d) dafür Sorge zu tragen, daß Europa an der künfti-
gen Entwicklung des amerikanischen Raum-
transportsystems beteiligt wird, wie es in der 
gegenwärtigen Entwicklungsstufe an der Finan-
zierung des Raumlabors beteiligt ist; 

e) die Fortsetzung und Erweiterung der europä-
ischen Aktivitäten im Bereich der Erdbeobach-
tung, einschließlich der Meteorologie und der 
Luftbildaufklärung durch Satelliten sicherzustel-
len; 

f) die Europäisierung des französischen Projekts 
Spot (Satellite probatoire d'observation de la 
terre) zu fördern; 

g) der europäischen Industrie einen gerechten An-
teil an den NATO-Aufträgen für militärische 
Anwendungssatelliten anzubieten, um das euro-
päische Industriepotential im Bereich der Luft- 
und Raumfahrt weiter zu stärken und somit an-
gesichts einer bald zu erwartenden Erschließung 
von Weltmärkten Europas Stellung auf dem Ge-
biet der Anwendungssatelliten, die für die Be-
schäftigungslage in dieser Industrie von wesent-
licher Bedeutung ist, zu fördern. 

Tagesordnungspunkt: 

Europäische Sicherheit und Probleme 
in Afrika 

(Abstimmung über den Empfehlungsentwurf) 

Abg. Antoni stellt den Änderungsantrag, in der 
nachstehenden Empfehlung 318 den Punkt 10 zu 
streichen. 

Dr. Müller (CDU/CSU) : Der Rapporteur ist der 
Meinung, daß es bei dem ursprünglichen Text be-
lassen bleiben sollte, daß dieses Amendment also 
zurückgewiesen werden sollte. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Ich 
möchte mich der Meinung des Berichterstatters an-
schließen und ebenfalls dafür plädieren, den Vor-
schlag unserer italienischen kommunistischen Kol-
legen abzulehnen. Ich glaube, jedermann kennt die 
Rolle der kubanischen Invasionsarmee in Afrika 
und weiß, daß man dort versucht, einen Neokolo-
nialismus herbeizuführen, wie wir ihn eigentlich 
längst überwunden glaubten. Es wäre für diese 
Versammlung schlecht, wenn sie eine derartige Än-
derung im Bericht vornähme, daß man eine Aggres-
sion nicht mehr eine Aggression nennt. Aus diesem 
Grunde befürworte ich den ursprünglichen Text. 

(Der Änderungsantrag des Abg. Antoni wird abge

-

lehnt.) 

Empfehlung 318 

betr. Europäische Sicherheit und Probleme in Afrika 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Zusammenarbeit zwi-
schen Westeuropa und den afrikanischen Ländern 
für die Sicherheit Europas und die erforderliche 
wirtschaftliche Entwicklung Afrikas wesentlich 
ist; 

begrüßt die ständig bekundete Entschlossenheit 
der afrikanischen Staaten, die zwischen ihnen be-
stehenden Probleme ohne Interventionen von 
Mächten außerhalb des afrikanischen Kontinents zu 
lösen; 

vermerkt jedoch, daß die Unruhe auf dem afrika-
nischen Kontinent oft eine Gelegenheit oder einen 
Vorwand für ausländische Interventionen geliefert 
hat; 

ist der Auffassung, daß die Achtung der Souve-
ränität afrikanischer Staaten ein grundlegendes Ziel 
jeder europäischen Politik bleibt; 

bedauert, daß der politische Rahmen, der noch 
aus der Kolonialzeit stammt, mit den ethnischen, 
sprachlichen und religiösen Gegebenheiten nicht 
übereinstimmt; 

ist der Auffassung, daß Europa einen umfassen-
den Beitrag zur wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Entwicklung Afrikas leisten sollte; 

verurteilt das Verstoßen einiger afrikanischer Re-
gierungen gegen die Menschenrechte und Grund-
freiheiten; 

verurteilt die von Südafrika verfolgte Apartheid-
politik, die den Grundsätzen der Demokratie und 
den Menschenrechten widerspricht, auf die sich die 
westliche Zivilisation stützt; 

begrüßt das Bemühen einiger afrikanischer Staa-
ten, eine Streitmacht zu bilden, um den Frieden auf 
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dem afrikanischen Kontinent zu erhalten und ihn 
gegen jegliche Einmischung von außen zu verteidi-
gen; 

ermutigt die Mitgliedsländer, die von fünf westli-
chen Staaten am 5. Juni 1978 in Paris und den Mit-
gliedern der Europäischen Gemeinschaft am 
12. Juni in Kopenhagen unternommenen Bemühun-
gen um eine Konzertierung ihrer Afrikapolitik fort-
zusetzen; 

empfiehlt dem Rat, 

1. sicherzustellen, daß seine Mitglieder in dem 
am besten dafür geeigneten Rahmen ständig 
Konsultationen durchführen, um ihre Afrikapo-
litik zu koordinieren; 

2. die Bemühungen seiner Mitglieder, mitzuhel-
fen, bei der Herstellung von Frieden und Si-
cherheit im südlichen Afrika, zu koordinieren, 
um dadurch einen gerechten und demokrati-
schen Übergang zu einer Mehrheitsregierung 
in Rhodesien zu schaffen, die Südafrikanische 
Republik zu veranlassen, die Apartheid zu be-
enden und die Unabhängigkeit Namibias zu 
unterstützen; 

3. Schritte einzuleiten, um den derzeitigen Um-
fang ausländischer Waffenverkäufe an Afrika 
zu verringern; 

4. Maßnahmen zu untersuchen, um eine strikte 
Begrenzung solcher Verkäufe und die Durch-
führung des über die Südafrikanische Republik 
verhängten Waffenembargos zu erzielen; 

5. auf andere Waffenlieferanten einzuwirken, um 
sie für eine Beteiligung an diesem Vorgehen zu 
gewinnen; 

6. die Investitions- und Technologietransferpoliti-
ken in Südafrika und Rhodesien zu überprüfen, 
die das Embargo über die Lieferung militä-
rischer Ausrüstung unwirksam machen könnten, 
da sie das Industriepotential dieser Länder 
stärken; 

7. die wirtschaftliche Hilfe, die europäische Län-
der den afrikanischen Staaten gewähren, von 
der Förderung der Menschenrechte in diesen 
Ländern abhängig zu machen; 

8. durch Zusammenarbeit mit afrikanischen Staa-
ten deren wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung sowie deren demokratische Entwicklung 
unter gebührlicher Beachtung der Menschen-
rechte zu unterstützen; 

9. die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen 
Europa und Afrika im Rahmen des Abkommens 
von Lomé zu fördern; 

10. die wiederholten militärischen Operationen 
über die Grenzen Zaires, Südafrikas und Rho-
desiens zu verurteilen; 

11. jede aggressive militärische Intervention in 
Afrika, vor allem die derzeitigen kubanischen 
Operationen, die durch sowjetische Hilfe un-
terstützt werden, zu verurteilen; 

12. die Anwendung des von der EWG angenomme-
nen Verhaltenskodexes durch die in Afrika tä-
tigen europäischen Firmen zu fördern; 

13. sicherzustellen, daß durch die Akte der Sowjet-
union oder ihrer Verbündeten, vor allem Ku-
bas, auf dem afrikanischen Kontinent keine mi-
litärischen oder strategischen Einflußzonen ent-
stehen, da sich aus diesen Situationen heraus 
für Europa und den Mittelmeerraum die Gefahr 
der Umzingelung ergeben würde; 

14. sich für die Maßnahmen mehrerer afrikanischer 
Staaten, mit vereinten Kräften den Frieden in 
Afrika zu erhalten und den afrikanischen Kon-
tinent gegen jegliche Einmischung von außen 
zu verteidigen, einzusetzen und sie auf 
Wunsch wirksam zu unterstützen. 

Tagesordnungspunkt: 

23. Jahresbericht des Rates der WEU 
(Fortsetzung der Aussprache und Abstimmung) 

Empfehlung 320 

betr. die Anwendung des Brüsseler Vertrags — 
Antwort auf den 23. Jahresbericht des Rates 

Die Versammlung 

erinnert an das Verfahren, nach dem die NATO 
in geeigneten Fällen Unterlagen für Antworten auf 
Empfehlungen zur Verfügung stellen kann; 

vermerkt, daß der Jahresbericht des Rates immer 
noch keine Angaben über die Stärke der auf dem 
europäischen Festland stationierten britischen 
Landstreitkräfte, die SACEUR zugeteilt sind, macht, 
obwohl die Grunddaten im britischen Weißbuch 
über die Verteidigung angegeben sind; 

vermerkt, daß die Rüstungskontrollbestimmungen 
des Brüsseler Vertrags nicht vollständig angewandt 
werden; 

setzt sich dafür ein, die Sachkenntnis des Rü-
stungskontrollamts und des Sekretariats des Ständi-
gen Rüstungsausschusses zu erhalten und bestmög-
lichst zu nutzen; 

empfiehlt dem Rat 

1. in künftigen Jahresberichten gemäß der in 
Art. VI des Protokolls Nr. II zum geänderten 
Brüsseler Vertrag enthaltenen Verpflichtung, 
die Anzahl der auf dem europäischen Festland 
stationierten britischen Landstreitkräfte, die SA-
CEUR zur Verfügung gestellt sind, anzugeben; 

2. ein europäisches Zentrum für Verteidigungsstu-
dien einzurichten, das den zwischenstaatlichen 
Verteidigungsgremien und der Versammlung 
zur Verfügung steht, und von den Möglichkei-
ten des Rüstungskontrollamtes der WEU und ih-
res Ständigen Rüstungsausschusses Gebrauch 
macht; 
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3. die Aufführung von Marinehilfsschiffen aus der 
Liste der konventionellen Waffen zu streichen, 
die nicht auf deutschem Gebiet hergestellt wer-
den dürfen. 

Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zu den Parlamenten 
(Drucksache 775) 

Berichterstatter: Abg. Reid 

Donnerstag, 22. Juni 1978 

Tagesordnungspunkt: 

Abrüstung 
(Drucksache 778) 

Berichterstatter: Abg. Roper 

Schlußrede 
des Präsidenten der Versammlung, 

Kai-Uwe von Hassel 

(Übersetzung aus dem Englischen) 

Bevor ich die Sitzung schließe, lassen Sie mich 
einige Bemerkungen machen, mit denen ich der 

Versammlung meine Gedanken über unsere Arbeit 
zum Ausdruck bringen möchte. Ich glaube, daß dies 
eine gute Sitzung war, sowohl aufgrund der Anwe-
senheit von Ministern als auch wegen des qualifi-
zierten Interesses an den erörterten Berichten. 

Dies ist auch sehr deutlich zum Ausdruck ge-
kommen durch die Presseberichte über die Aus-
sprachen in der Versammlung sowie durch die vie-
len Vertreter aller politischen Schattierungen aus 
allen nationalen Delegationen, die in den Debatten 
das Wort ergriffen haben. 

Die Mitglieder der Versammlung zeigten eine be-
merkenswerte Ausdauer, trotz der sich hinziehen-
den Aussprachen. An diesem Morgen läßt die An-
wesenheit zwar zu wünschen übrig, aber wir wis-
sen sehr gut, daß viele Mitglieder dringende politi-
sche Verpflichtungen in ihren eigenen Ländern ha-
ben. 

Ich hoffe, daß der Ministerrat die Empfehlung der 
Versammlung ohne .allzu große Verzögerung be-
handelt und damit zeigt, daß zwischen der Exekuti-
ve und der Versammlung der Westeuropäischen 
Union ein echter Dialog besteht. 

Dies war eine sehr aktive Sitzung, die sowohl für 
unsere Kollegen als auch für das Personal anstren-
gend war, dem ich hiermit für seine Aufopferung 
und seinen großen Einsatz danken möchte. Meines 
Erachtens sollte man sich vielleicht überlegen, ob 
die Tagung der Versammlung nicht um einen Tag 
verlängert werden sollte, um eine derartige Bela-
stung des Personals zu vermeiden. 

Ich erkläre den ersten Teil der 24. Ordentlichen 
Sitzungsperiode für geschlossen. 




